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Ossip K. Flechtheim

Haben die Parteien noch eine Zukunft?

Die Frage nach der Zukunft der politischen 
Partei ist bereits im vorigen Jahrhundert radi-
kal von zwei sehr unterschiedlichen Denkern 
gestellt worden — sowohl von Karl Marx wie 
von Constantin Frantz. Zum letzteren wird 
noch ganz kurz etwas zu sagen sein.

Uber Marx im allgemeinen ist hier kein Wort 
zu verlieren, dagegen ist seine Konzeption 
von der Rolle der Partei anzudeuten. Die Par-
tei ist für Marx das Kampf- und Machtmittel 
der jeweiligen Klasse und ihrer Untergliede-
rungen. Daher tritt den konservativen, libera-
len usw. Parteien, d. h. den Parteien der bür-
gerlichen Klasse, die kommunistische bzw. so-
zialdemokratische Partei der proletarischen 
Klasse als Todfeind gegenüber. Nicht zuletzt 
auch dank der Organisation und Strategie sei-
ner Partei besiegt das Proletariat im welthisto-
risch letzten Klassenkampf die Bourgeoisie. In 
und mit der Errichtung der Diktatur des Prole-
tariats wird die Arbeiterpartei zur proletari-
schen Staatspartei so wie der Staat zum sozia-
listischen Parteistaat wird. Beide, der neue Par-
teistaat wie die neue Staatspartei, stellen für 
Marx aber nichts anderes dar als ein ganz 
kurzfristiges Provisorium: Im Verlauf der per-
manenten proletarischen Revolution stirbt der 
Arbeiterstaat alsbald ebenso ab wie sich die 
Arbeiterpartei aufhebt. So schlägt die proleta-
rische Diktatur über Nacht um in eine staats- 
und parteilose anarchische Assoziation, „worin 
die freie Entwicklung eines jeden die Bedin-
gung für die freie Entwicklung aller ist".

Marx und Engels (ebenso wie aber auch noch 
Luxemburg und Lenin!) zweifelten keinen Au-
genblick daran, daß dieser „Sprung aus dem 
Reich der Notwendigkeit in das Reich der 
Freiheit" im Weltmaßstäbe vor sich gehen 
würde. Natürlich würden damit die Einzel-
staaten verschwinden — im Verlauf der 
Weltrevolution tritt die geeinte Menschheit 

an deren Platz. Naturnotwendig nimmt als-
bald eine klassenlose Weltgesellschaft und 
herrschaftsfreie Weltgemeinschaft Gestalt an.

Der katholische Föderalist und Bismarckgeg-
ner Constantin Frantz ist von Cosima Wagner 
„ein berühmter Unberühmter“ genannt wor-
den1). Er hatte zweifellos unvergleichlich viel 
weniger Ausstrahlungskraft als seine Zeitge-
nossen Marx und Engels — er, der sich selber

1) E. Stamm, Ein berühmter Unberühmter — Neue 
Studie über Constantin Frantz und den Föderalis-
mus, Konstanz 1948, S. 14.
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einen „Idealrealisten" nannte, war auch er-
heblich nüchterner und vorsichtiger als die 
beiden Sozialisten. Alle drei waren jedoch 
durchaus zukunftsbezogene, , futurologisch 
orientierte Denker. Gerade in der Frage nach 
der Zukunft der Parteien ergeben sich zudem 
erstaunliche Analogien zwischen ihnen.

Frantz unterschied im Blick auf die Zukunft 
zwischen alten und neuen Parteien. Zu den 
alten rechnete er nicht nur die Konservati-
ven, sondern auch die Liberalen — „alt war 
für ihn alle Politik, die nicht die Kraft und 
den Mut aufbrachte, in ihr Programm über 
den nationalen Bereich und über die nächste 



Gegenwart hinausgreifende Ziele aufzuneh- 
men" 2). Neue, zukunftsgestaltende Politik 
zielte seiner Meinung nach auf „die großen 
gemeinsamen Anliegen der Menschheit, Völ-
kerverständigung bis zu einer in Stufen reali-
sierbaren Föderatio 3n“ ). Als neue Parteien 
erkannte Frantz4) das katholische Zentrum 
und die Sozialdemokratie an, gehörten sie 
doch der „schwarzen“ bzw. „roten Internatio-
nale“ an und hatten sich damit der Mensch-
heitsidee ganz anders genähert als die alten 
Parteien. Freilich waren auch sie ihm noch zu 
einseitig: Das Zentrum überbewertete das 
Geistig-Religiöse, die Sozialdemokratie das 
Materielle. Diese Mängel sollte eine ganz 
neue föderalistische „Partei der Zukunft" 
überwinden.

2) In: Ilse Hartmann (Hg.), Constantin Frantz —

3)

 Der 
Föderalismus als universale Idee, Berlin 1948, S. 52. 
’  Ebd.
4) Der Untergang der alten Parteien und die Partei 
der Zukunft, hier zit. nach Hartmann, a. a. O.,
S. 332 ff.
5) Ebd., S. 335.
6) Die Christliche Demokratie in der Deutschen
Bundesrepublik, in: Frankfurter Hefte. Jg. 8, 1953, 
S. 671.

Bei allen Gegensätzen sind sich Marx und 
Frantz in einem doch einig: Die überlieferten 
politischen Parteien sind unauflöslich ver-
quickt mit dem Aufkommen und der Existenz 
des Klassen- und Einzelstaates. Immer wieder 
haben sich die Parteien in den Staat inte-
griert, sei dieser National- oder Nationalitä-
tenstaat, Bundesstaat oder Einheitsstaat, 
Kleinstaat oder Weltmacht. Auch der Ver-
such von Parteien, sich international zusam-
menzuschließen, konnte hieran wenig ändern. 
Frantz5) hat bereits 1878 von einer „dreifa-
chen Internationale“, der schwarzen, roten 
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und goldenen, gesprochen. 75 Jahre später 
verweist Walter Dirks ) auf die christlich-de-
mokratische Internationale mit ihren Equipes 
Internationales, um aber zuzugeben: „Diese 
Internationale ist keine einheitliche Kraft". 
Daran hat sich wohl in den letzten zwanzig 
Jahren kaum etwas geändert. Auch heute 

noch sind die christlichen Parteien West- und 
Mitteleuropas keine einheitliche politische 
Kraft, die die großen Herausforderungen der 
nächsten Jahre und Jahrzehnte, die kontinen-
taler und sogar globaler Natur sind, zu mei-
stern vermöchte. Und das gilt wohl auch 
für den losen Zusammenschluß der liberalen 
Parteien. Auch diese gehen in allen entschei-
denden Fragen ihre eigenen — nationalen — 
Wege, ähnlich wie die christlichen und sozia-
listischen Parteien.

Man mag sich darüber wundern: Auch die 
sogenannte rote Internationale ist nicht zu 
einer echten Weltorganisation auf Dauer ge-
worden. Die 1864 von Marx mitbegründete 
Erste Internationale überlebte kaum das Ende 
der Pariser Kommune. Die sozialdemokrati-
sche Zweite Internationale brach beim Beginn 
des Ersten Weltkrieges zusammen. Als Sozia-
listische Arbeiterinternationale wurde sie 
1923 wiederbegründet; sie lebt zwar heute in 
der Sozialistischen Internationale fort, aber 
diese ist auch nicht viel mehr als ein diplomati-
sches Forum für regelmäßige Zusammenkünf-
te sozialdemokratischer Führer, die wohlklin-
gende und wohlgemeinte Erklärungen abge-
ben, auch wenn sie sich nur auf diese zu eini-
gen vermögen. Aber auch auf dem revolutio-
nären Flügel der Arbeiterbewegung sieht es 
nicht viel anders aus. Die linkssozialisti-
sche sogenannte Internationale Zweieinhalb 
dauerte ganze zwei Jahre — von 1921 bis 1923. 
Die in Moskau 1919 begründete Dritte Inter-
nationale glaubte bei ihrer Gründung, sie 
würde als Generalstab der Weltrevolution 
das Weltproletariat in wenigen Jahren zum 
Siege führen. Nach einer Kette von Mißer-
folgen wurde sie von Stalin 1943 seinen Bun-
desgenossen zuliebe sogar offiziell aufgelöst, 
über das Kominform oder die trotzkistische 
Vierte Internationale brauchen wir nicht vie-
le Worte zu verlieren.

Heute sind die kommunistischen Parteien ent-
weder offen und ehrlich wieder zu nationalen 
Staatsparteien geworden, wie etwa die KP 
Chinas, Rumäniens oder Jugoslawiens. Aber 



auch die KPI ist als Massenpartei vor allem 
italienisch. Daneben gibt es nur noch 
Hegemonialparteien eines Machtblocks oder 
Imperiums wie die KPdSU oder Satellitenpar-
teien wie die KPC, SED oder DKP. Christliche 
Studenten disk

6
utieren die Möglichkeiten für 

eine „Europäische Demokratische Partei" a) 
— die Zusammenarbeit der verschiedenen so-
zialdemokratischen, liberalen usw. Parteien 
im Rahmen des Europarates oder der EG ist 
bisher nicht sehr weit gediehen. Eine Splitter-
partei wie die Europäische Föderalistische Par-
tei konnte bei den letzten Bundestagswahlen 
ganze 24 000 Zweitstimmen erzielen.

Der nationalstaatliche Wesenszug der Partei-
en wird schon deutlich, wenn man ihrem Ur-
sprung nachgeht. Vereinfachend läßt sich 
feststellen, daß die moderne Partei zwei Vor-
läufer kennt: einmal die oligarchische Parla-
mentsgruppe oder Honoratiorenclique, das an-
der Mal die religiöse, soziale oder politische 
Massenbewegung. Während sich jene mit der 
Erweiterung des Wahlrechts mehr und mehr 
demokratisiert und schließlich zur modernen 
„Volkspartei" wird, institutionalisiert sich 
umgekehrt die Bewegung, so daß aus dieser 
die durchorganisierte Massenpartei des mo-
dernen Klassenstaates entsteht.

Während nun in England schon nach der Re-
volution von 1689 die von den verschiedenen 
Parlamentsgruppen vertretenen Interessen der 
Fraktionen des Adels und der Gentry nicht in 
einem radikalen Gegensatz zu einander stan-
den, ging auf dem Kontinent die Parteibildung 
von den Thron und Altar schärfer bekämpfen-
den Gruppierungen des liberalen Bürgertums 
im 19. Jahrhundert aus. Die rechten konserva-
tiven Parteien entstehen hier überhaupt erst in 
Reaktion auf die Bildung linker liberaler Op-
positionsparteien. In einem späteren Stadium 
kommen dann die noch radikaleren Massen-
parteien hinzu, die aus den bäuerlichen, klein-
bürgerlichen und vor ale m proletarischen Be-
wegungen herauswachsen.

6a) Artikel Teilnahme abgelehnt, in: Der Tages-
spiegel vom 28. 7. 1973, S. 2.

Die Macht der Rechten im Einzelstaat beruht 
nun nicht so sehr auf ihren Parteien als viel-
mehr auf einer ganzen Reihe anderer etablier-
ter Institutionen wie Krone und Kirche, Adel 
und Grundbesitz, Heer und Bürokratie. Die 
Linke ist dagegen erheblich stärker auf die 
politische Partei angewiesen, will sie sich 
durchsetzen, Reformen verwirklichen, den 
Status quo einer Klassengesellschaft demo-
kratisieren. Wie M. Duverger7) richtig sah, 
hatte daher ganz natürlich die Linke stets für 
die Partei viel mehr übrig als die Rechte. 
Typisch hierfür ist etwa das Loblied eines so 
radikal demokratischen Dichters wie Herwegh:

7) Die politischen Parteien, Tübingen 1959, S. 431.
s) A. a. O., S. 427 ff.

„Partei! Partei! Wer sollte sie nicht neh-
men,
Die doch die Mutter aller Siege war! ...
Ich hab' gewählt, ich habe mich entschie-
den,
Und meinen Lorbeer flechte die Partei!"

Kein Wunder, daß die Kommunisten als linke 
„Traditionalisten" schließlich ihre Partei ver-
gottet haben. So spricht Wladimir Majakowski 
von der Partei als „Rückgrat der Arbeiterklas-
se", „Unsterblichkeit unserer Sendung“, „ein-
zige Gewähr der Vollendung". Und für Bert 
Brecht hat die Partei „tausend Augen" und 
„viele Stunden", sie „kann nie vernichtet wer-
den".

Als Reaktion auf die Verabsolutierung der Ein-
parteiherrschaft und ihrer Führer durch die 
Kommunisten (wie am anderen Extrem auch 
durch die Faschisten) begann man nun aber 
auch auf der Linken die totalitäre Partei in 
Frage zu stellen. Das führte zwar zu einer Auf-
wertung des — nationalen — Mehrparteien-
systems; die ursprüngliche, ungebrochene Be-
jahung der Partei ließ sich aber doch nicht ein-
fach wiederherstellen.

Mithin ist das Verhältnis zur Partei ähnlich 
wie zum Einzelstaat heute häufig ein wider-
sprüchliches: Einerseits spürt man, daß der 
einzelne Staat kaum ohne Parteien auskom-
men kann. So stimmen Duverger8) und W. 



Grewe9), v. d. Gablentz und Flach11) darin 
überein, daß trotz aller Mängel keine Alter-
native zum modernen Parteienstaat in Sicht 
ist: „Wer in der Mitte des 20. Jahrhunderts in 
Europa Demokratie, also verantwortliche Ge-
sellschaft, will, der muß Parteien wollen“ (O.- 
H. v. d. Gablentz). Andererseits scheint die 
Parteiverdrossenheit keineswegs nachzulas-
sen. Konservative Kreise verweisen auf die 
die nationale Einheit schwächende und den 
Zwiespalt fördernde Rolle der Partei. Radikale 
Gegner anarchistischer, syndikalistischer, in-
ternationalistischer oder sonstiger antiautori-
tärer Provenienz werfen insbesondere auch 
den linken Arbeiterparteien vor, daß diese sich 
in die bestehende Wirtschafts-, Gesellschafts- 
und Staatsordnung — und zwar in jedem han-
del — integriert und ihre ursprüngliche Kon-
zeption von der Aufhebung des Klassen- und 
Einzelsta tes (und damit letztlich auch der Po-
litik und der Partei selber) aufgegeben oder gar 
„verraten“ haben. In der Mitte wie auf der 
Rechten und Linken erinnert man zudem an 
die Unproduktivität, Unsachlichkeit oder gar 
Korruptheit einer Politik der Gewaltsamkeit, 
Doppelbödigkeit und Dummheit. Schon im 
17. Jahrhundert hat ja der Kanzler Oxenstierna 
von dem Mangel an Weisheit gesprochen, mit 
dem die Welt regiert würde, und heute ver-
weisen Kybernetiker auf die Lernfeindlichkeit 
von partikularen Institutionen und parochia- 
len Systemen, die vor allem auf Macht und Ge-
walt nach innen wie aber auch nach außen 
begründet sind.

9) Die Parteien im deutschen Verfassungsrecht 
— ihre Bedingungen und Aufgaben; in: Das Par-
lament, Jg. 3, Nr. 35 vom 2. 9. 1953, hier zit. nach 
O. K. Flechtheim, Die Deutschen Parteien seit 
1945 — Quellen und Auszüge, Berlin und Köln 
1955, S. 15 ff.
10) Politische Parteien als Ausdruck gesellschaft-
licher Kräfte, Berlin 1952, insbes. S. 25.
11) Parteienstaat, Verbändestaat oder was sonst?; 
in: liberal, Jg. 5, Heft 3, 1963, S. 3 ff.

Am ernstesten scheint uns aber doch wohl 
der Einwand, daß so gut wie alle Parteien 
stets und überall bestenfalls national, nicht *

aber übernational und global orientiert wa-
ren, daß aber die einzelstaatlich begrenzte 
Partei im letzten Drittel unseres Jahrhunderts 
ebenso problematisch ist wie der nationale 
oder imperiale Staat, mit dem sie sich identi-
fiziert.

Dies trifft auch auf die Parteien der Bundesre-
publik zu. Ihre Identifizierung mit dem eige-
nen Staat stellt einen — bisher wenig beach-
teten — Wesenszug ihrer sogenannten Ent-
ideologisierung und Amerikanisierung dar. 
Insbesondere die sogenannte Entideologisie-
rung ist viel gepriesen worden; man hat in 
ihr lediglich den Verzicht auf überholte Pro-
gramme und Utopien sehen wollen. Soweit es 
sich um den Abbau von Dogmen und Illusio-
nen, um eine echte Versachlichung gehandelt 
hat, mag sie in der Tat einen begrenzten Stel-
lenwert haben. Es ist aber, um Alfred Grosser 
zu zitieren, ein Unterschied, „ob keine Ideolo-
gie verfochten wird oder von allen dieselbe". 
Wir könn

11
ten hinzufügen: Die „Ideologie der 

Ideologielosigkeit" a).  Indem man sich auf 
das Hier und Heute einer sozialkapitalisti-
schen Wirtschaft, einer spätbürgerlichen Ge-
sellschaft und des jeweiligen Militär- und 
Wohlfahrts taates begrenzt hat, hat man si-
cherlich auf jede Form von Utopie, kaum 
aber auf ideologische Fixierungen im weite-
ren Sinne des Wortes verzichtet.

Insofern haben sich zunächst auch die west-
deutschen Parteien ähnlich wie die vieler an-
derer Länder in den letzten Jahren aneinan-
der angeglichen. An die Stelle der alten Pro-
gramm-Parteien sind die Allerweltsparteien, 
an die Stelle der Klassen- die Volksparteien 
getreten. Im gleichen Zuge sind die Parteien 
aber auch zu Patronage-, Dienstleistungs- und 
Quasi-Staatsorganen geworden, die im Zei-
chen ihrer „Verstaatlichung" und „Nationali-
sierung" jedwede übernationale Orientierung 
und globale Zielsetzung, soweit sie überhaupt 
je vorhanden waren, zurückstellen.

11)  Diese bezeichnet jetzt auch Willy Brandt in 
einer Rede als „schrecklich“ (hier zit. nach der 
Frankfurter Rundschau vom 6. 9. 1973, S. 12).



Nach den bitteren Erfahrungen der Weimarer 
Republik wird man wohl verstehen, daß heute 
unsere Parteien auf dem Boden der Verfas-
sung stehen und damit der gewaltfreien Aus-
tragung ihrer Konflikte den Vorzug geben, 
übersehen wird hierbei aber doch meist, daß 
das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land immer noch (oder wieder!) die Verfassung 
eines mehr oder weniger „souveränen" Einzel-
staates ist. Das findet seinen Ausdruck auch 
darin, daß sich SPD wie FDP wie CDU/CSU 
nicht nur zur Demokratie, zur „Sozialen Markt-
wirtschaft", sondern auch zur „Landesverteidi-
gung“ bekennen. Sie alle glauben, die wahre 
Synthese von „Sozial", „Frei" und „Christlich" 
schon in den eigenen Reihen verwirklicht zu 
haben. Als „Volksparteien" wollen FDP und 
SPD auch die Interessen der Selbständigen und 
Unternehmer wahrnehmen; andererseits ge-
lingt es der CDU/CSU nach wie vor, erhebli-
che Teile der Lohnabhängigen — katholische 
Arbeiter wie protestantische Angestellte und 
Beamte — zu mobilisieren.
Sind aber CDU und SPD, CSU und FDP wirk-
lich einfach gleichzusetzen? Wie weit die An-
gleichung und „Konvergenz" nun auch gegan-
gen sein mögen, so scheint der Trend zur 
„Anähnelung“ in sein Gegenteil umgeschla-
gen zu sein. Ein stärkeres Verlangen nach 
Programmatik und Theorie ist insbeson-
dere auf der Linken zu spüren. Darauf deuten 
in der SPD die Debatten um das Langzeitpro-
gramm hin, zugleich aber auch die Kritik der 
Jungen Union und noch stärker die der Jung-
demokraten und Jungsozialisten an den Par-
teiestablishments. Freilich hat sogar die radi-
kalste Kritik am „Spätkapitalismus" oder an 
der „Formaldemokratie" bisher kaum die Ein-
zelstaatlichkeit der Bundesrepublik grund-
sätzlich in Frage gestellt. Selbst die Linken in 
der FDP und SPD haben die politische Parzel-
lierung der Welt mit ihren wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und kulturellen Auswir-
kungen noch kaum konkret analysiert. Ein 
Langzeitprogramm für den politischen und so-
zio-ökonomischen Neubau der Welt ist noch 
nicht diskutiert, geschweige denn beschlossen 
worden. Vielleicht ist auch das ein Symptom 

dafür, daß heute ganz anders als gestern die 
kurz- oder vielleicht auch sogar mittelfristigen 
Interessen der Lohnabhängigen in einem In-
dustrieland wie der Bundesrepublik nicht ein-
fach identisch sind mit denen der verelenden-
den Massen in der Dritten Welt.

Immer wieder muß daran erinnert werden, 
wie sehr sich die Parteipolitik im wesentli-
chen noch im Rahmen der tradierten Institu-
tionen wie Justiz und Armee, Wirtschaft und 
Familie, Kirche und Staat abspielt. Keines-
wegs verschwunden ist auch die von der Ver-
gangenheit geprägte typische Konzentration 
auf die Tagespolitik, auf das, was man in den 
USA nicht zufällig etwas abwertend „poli- 
tics" nennt, das heißt also Patronage und Per-
sonalpolitik, Kuhhandel und Korruption, Bor-
niertheit und Duplizität. Das Eigeninteresse 
des Parteipolitikers an der Organisation, am 
Apparat, am „Betrieb" wirkt eher zugunsten 
der Bewahrung „privatistischer" Verhaltens-
weisen und starrer Strukturen als der Reali-
sierung globaler und dynamischer Zukunfts-
vorstellungen. Insofern die Partei von heute 
in aller Regel langfristige Menschheitsinteres-
sen kurzfristigen Sonderwünschen und -Vor-
stellungen unterordnet, ist sie nach wie vor 
alles andere als eine „Partei der Zukunft".

Wir haben von dem Trend der modernen Par-
tei gesprochen, zu einem „Quasi-Staatsorgan" 
zu werden. Der moderne Wohlfahrts-, Verwal-
tungs- und Militärstaat erscheint aber immer 
mehr auch als riesige Bürokratie. Was liegt 
da näher, als daß die Verschränkung der Par-
tei mit dem Staat sich auch in einer Bürokrati-
sierung insbesondere der großen Parteien aus-
wirkt. Eine Großpartei erinnert heute an ein 
stattliches Bauwerk. Sie verfügt über viele 
Stockwerke und Flügel, Höfe und Nebenge-
bäude. Hier stoßen wir auf die Stäbe und 
Büros, die Archive und Schulen, die Fach-
gruppen und Unterausschüsse. Hier begegnen 
wir neben den einfachen Mitgliedern den 
Aktivisten, Funktionären und Führern, aber 
auch den Sekretären, Geschäftsführern und 
anderen „Bürokraten". Die moderne Partei 
ist in der Tat ähnlich wie eine Staatsverwal-



tung oder ein Großunternehmen ein Apparat 
oder, wie man in Amerika sagt, eine „Ma-
schine“.

Die Großpartei von heute ist um so stärker auf 
einen ausgebauten Parteiapparat von haupt-
amtlich tätigen Funktionären und Parteibeam-
ten angewiesen, als sie jetzt im Zeitalter des 
allgemeinen Wahlrechts nicht nur große 
Wählermassen erfassen, sondern zudem die 
widerstrebenden Gruppen und Verbände der 
modernen Gesellschaft möglichst weitgehend 
integrieren möchte. In dem Maße, wie die 
Partei mit dem stets expandierenden moder-
nen Staat zusammenwächst, sucht sie zudem 
immer neue Bereiche des öffentlichen Lebens 
zu beeinflussen und mit ihren Anhängern zu 
besetzen.

Heute begnügen sich die großen Parteien 
nicht mehr damit, Parlamentarier und Mini-
ster, Stadtverordnete und Bürgermeister, Ge-
meinderäte und Landräte zu stellen. Sie ver-
suchen, ihre Anhänger in der Verwaltung un-
terzubringen oder die Beamten als Parteimit-
glieder zu gewinnen. Darüber hinaus gelingt 
es ihnen aber auch immer mehr, die Anstal-
ten, Körperschaften und Stiftungen, die Ver-
waltungsräte und Kammern, die Organe der 
Sozialversicherung, des Rundfunks und son-
stiger Kulturgremien paritätisch zu besetzen. 
Auf die Problematik dieser Entwicklung gera-
de auch für das Wirken parteiunabhängiger 
Persönlichkeiten und Gruppen braucht hier 
nicht eingegangen zu werden.

Besonders bedeutsam ist die ständige Einfluß-
nahme der Parteien auf die öffentliche Mei-
nung ihres Landes. Die Parteien suchen durch 
zahllose Verlautbarungen verschiedenster Art 
nicht nur die Presse, den Rundfunk, das Fern-
sehen und die anderen Massenmedien zu be-
einflussen, sie wollen auch die Meinungs- 
und Willensbildung eines jeden Staatsbürgers 
— sowohl des einzelnen wie aber auch des 
Mitglieds eines Verbandes oder einer Grup-
pe — mitgestalten. Ob man hier im Sprach-
gebrauch der SED und der DKP von Agita-
tion und Propaganda reden will oder die 
sich heute in der Bundesrepublik immer mehr 

durchsetzenden modernen Formen der Wer-
bung und Reklame meint, ist dabei nicht ent-
scheidend. Diese Massenbeeinflussung er-
reicht natürlich ihren Höhepunkt in den 
Wahlkämpfen. Glaubt man von einem zuneh-
menden Funktionsverlust der Parteien spre-
chen zu sollen, so bezieht sich dieser auf ihre 
Rolle als Vehikel der politischen Dynamik — 
ihre Position als großzügige Lieferanten von 
Wahlpropaganda ist hiervon quantitativ kei-
neswegs betroffen.

Der Prozeß der Meinungs- und Willensbil-
dung, der Einflußverteilung und Machtver-
schiebung in der Großpartei ist komplex. In 
der Regel ist in allen Parteien das Gewicht 
der Parteiführungen und der hauptamtlichen 
Funktionäre verhältnismäßig groß. Nicht zu-
fällig hat der Soziologe Roberto Michels sein 
Gesetz von den oligarchischen Tendenzen im 
modernen Gruppenleben gerade an Hand der 
demokratischen Parteien demonstrieren wol-
len. Immerhin hat es Zeiten gegeben, in de-
nen, wenn schon nicht die große Masse der 
Mitglieder, eine beachtliche Anzahl von Akti-
visten bei der Gestaltung des Programms 
und der Politik dieser oder jener Partei 
ein gewichtiges Wort mitgeredet hat. In-
nerparteiliche Demokratie und Willensbil-
dung von unten nach oben waren insbesonde-
re für sozialistisch-demokratische Massenpar-
teien in Zeiten der Krise oder eines Neube-
ginns typisch. So haben sich auch in den er-
sten Jahren nach 1945 in verschiedenen Par-
teien Stimmung und Meinung der Mitglieder 
und Funktionäre in dieser oder jener Frage 
gelegentlich auch gegen erhebliche Wider-
stände von oben durchgesetzt — in der FDP 
ebensogut wie in der CSU oder in der DP. 
Auch in einer Partei, die nach außen hin stets 
so geschlossen und diszipliniert auftrat wie 
die SPD, war doch zur Zeit Schumachers und 
Ollenhauers das Gewicht der unteren Partei-
organe nicht einfach zu ignorieren.

In der einen oder anderen Partei fehlt also 
das demokratische Element nicht ganz — und 
doch ist überall ein Trend zur Willensbildung 
von oben nach unten unverkennbar. In die-



sem Punkt unterscheiden sich die Parteien 
gar nicht so sehr voneinander. Größer sind da 
schon die Differenzen bei der Verschränkung 
von Partei und Staat. Am engsten ist diese 
natürlich bei einer Staatspartei wie der SED. 
Aber auch eine scheinbar „ewige" Regie-
rungspartei wie die CDU/CSU konnte auf 
Bundesebene viele Parteifunktionen auf Re-
gierungsstellen übertragen. So hat der Partei-
führer Adenauer, solange er noch Bundes-
kanzler war, immer wieder staatliche Amts-
träger wie Minister, Staatssekretäre oder An-
gehörige der Ministerialbürokratie mit wichti-
gen Parteiaufgaben betraut. Zwar konnte sich 
die Fraktion, insbesondere aber die Fraktions-
führung, gelegentlich mit Erfolg in die Füh-
rung der Partei einschalten; die eigentlichen 
Führungsgremien der Parteiorganisation sind 
aber kaum funktionsfähig gewesen. Im loka-
len und regionalen Bereich haben allerdings 
auch CDU-Organe oft wichtige Entscheidun-
gen gefällt — die Landesverbände der FDP 
waren sogar lange Zeit so gut wie selbstän-
dig. Bei der SPD haben die Bezirksleitungen 
die Landespolitik mitgestaltet — von einer 
Verschränkung mit der Bundesregierung 
konnte natürlich vor 1969 nicht die Rede 
sein.

Gerade in Deutschland befürchtet man immer 
noch, daß, wenn je Streit und Hader bekannt 
werden sollten, eine solche Publizität das 
„Image" einer Partei beeinträchtigen würde. 
Das Ideal bleibt Geschlossenheit und Einmü-
tigkeit. Freilich ist dieses Vorurteil nicht bei 
allen Parteien gleich stark. Die Situation bei 
einer so monolithisch geschlossenen Partei 
wie der DKP oder SED ist anders als bei einer 
Partei wie etwa der CSU, wo man die wirk-
lich vorhandenen Gegensätze nicht immer mit 
Erfolg zu verdecken vermochte; die FDP ist 
sogar bereit, die immer wieder auftauchende 
Flügelbildung als ein Lebenselement einer li-
beralen Partei offen zuzugeben.

Ebenso wie Konflikte in anderen Organisatio-
nen weisen auch innerparteiliche Auseinan-
dersetzungen sehr unterschiedliche Erschei-
nungsformen auf. Die Differenz kann z. B. 

mehr persönlicher oder mehr sachlicher Na-
tur sein. So kann man zwischen Kämpfen vor 
allem um die Besetzung von Positionen in der 
Partei, die Macht und Einfluß, Prestige und 
Patronage mit sich bringen, und dem Aufein-
anderprall entgegengesetzter programmati-
scher Standpunkte unterscheiden. Hier geht 
es oft um Struktur und Funktion der Partei 
überhaupt: Man will die eine oder andere Li-
nie in mehr oder wichtigen Einzelfragen oder 
auch im Blick auf die gesamte Strategie und 
Taktik durchsetzen. Sowohl persönliche wie 
sachliche Gegensätze können wiederum im 
direkten Kampf gegeneinander ausgetragen 
werden, bei dem sich die Gegner gegenseitig 
zu schwächen oder gar zu vernichten suchen; 
Differenzen können aber auch zu einer Kon-
kurrenz miteinander um die Gunst von Funk-
tionären oder Mitgliedern, Wählern oder öf-
fentlicher Meinung führen. Diese kann sogar 
die Form eines echten „Leistungswettbe-
werbs" annehmen, der dem „Parteipublikum" 
zugute kommt.
Die' innerparteilichen Auseinandersetzungen 
können sich auf verschiedenen Ebenen ab-
spielen. Der Konflikt kann auf die Gegner-
schaft einzelner Mitglieder oder weniger lo-
kaler Verbände gegen die Partei oder die 
Führungsgruppen beschränkt bleiben. Gegen 
eine immer noch relativ geschlossene Füh-
rung kann sich aber auch eine breite Front 
von „Abweichlern" formieren; die Opposition 
kann schließlich auch größere Massen von 
Funktionären und Mitgliedern mobilisieren; 
es mag dann zu einem wahren Krieg zwi-
schen größeren Gruppierungen und festen 
Fraktionen kommen. Jeder innerparteiliche 
Konflikt kann mit dem Sieg der einen Seite 
und dem Ausschluß der Unterlegenen enden 
oder mit einem Kompromiß der Gegner; er 
kann aber auch zu einer längere Zeit unent-
schieden schwelenden Parteikrise führen. Nur 
in diesem Fall dürfte tatsächlich die Gefahr 
der Schwächung oder gar des Zerfalls der 
Partei ernst zu nehmen sein; umgekehrt kann 
eine innerparteiliche Auseinandersetzung, die 
so oder so relativ rasch gelöst wird, sogar 
eine Verjüngung und Stärkung, Mobilisierung 



und Dynamisierung der Partei zur Folge ha-
ben.
Innerparteiliche Kämpfe haben ein unter-
schiedliches Gewicht in den verschiedenen 
Parteien. Vereinfachend kann man wohl sa-
gen, daß ideologische oder programmatische 
Differenzen in Rechtsparteien weniger Ge-
wicht haben als in Linksparteien. Da konser-
vative Parteien eher dazu neigen, die überlie-
ferten Verhältnisse zu bewahren und die Ent-
wicklung ihrer Eigendynamik zu überlassen, 
werden bei ihnen die Gegensätze häufig eher 
personal als programmatisch sein. In den 
Linksparteien, insbesondere in der sozialisti-
schen Bewegung, hat man dagegen Fragen 
des Programms fast immer sehr ernst genom-
men, ja sogar gelegentlich geglaubt, eine pro-
grammatische Festlegung sei entscheidend, 
insofern sie den praktischen Kurs der Partei 
eindeutig bestimmen würde. Freilich mag so-
gar bei Parteien, die als Linksparteien ange-
treten sind, das innerparteiliche Leben so 
sehr erstarrt sein, daß sie sich von den 
Rechtsparteien auch in dieser Hinsicht kaum 
noch unterscheiden.
Der Aufbau und die Willensbildung, d. h. die 
sogenannte Binnenstruktur der heutigen im 
Einzelstaat operierenden Parteien, tragen das 
ihre dazu bei, die Tendenz der Entfremdung 
der Parteien von den globalen und epochalen 
Problemen von heute und morgen zu verstär-
ken. Gerade hier stoßen wir auf das, was wir 
mit dem Begriff „politics" im Sinne von tradi-
tioneller Parteipolitik angedeutet haben. Poli-
tics als machtorientierte Personalpolitik ist 
Ausdruck eines fehlerhaften Kreislaufes, der 
durch diesen wiederum verstärkt wird. Solan-
ge sich die so verstandene Politik auf der 
Ebene antagonistischer Einheiten wie der 
Staaten oder Parteien abspielt, verleitet diese 
Form des Kampfes zwischen den Staaten, Par-
teien, Fraktionen usw. die Machthaber immer 
wieder dazu, ihre Herrschaft auch gegenüber 
ihren eigenen Wählern, Parteimitgliedern 
usw. zu stabilisieren oder gar zu maximieren. 
In einer solchen Kampfsituation wird die 
Macht selber zu einer unheimlichen und selb-
ständigen Größe, die in ihrer Entfremdung die 

gewaltfreie und global orientierte Lösung der 
Konflikte erschwert. Das Fehlen effektiver 
und weltweiter Institutionen und Strategien, 
planetarischer Prognosen und Planungen ver-
führt dazu, daß jede Machtgruppe ihre Macht 
eifersüchtig hütet und die Initiative zum 
Machtabbau den anderen zuschiebt. Es ist 
also immer wieder der andere, der möglichst 
viele Zugeständnisse an die eigenen parteili-
chen Interessen und parochialen Vorurteile 
machen soll. Das ist im Prinzip das gleiche 
Spiel, ob es sich nun innerhalb der Parteien, 
der Staaten oder gar zwischen diesen ab-
spielt. Dieser fehlerhafte Kreislauf ist natür-
lich nur schwer zu durchbrechen.
Sehen wir einmal von einigen relativ kleinen 
.und wenig aussichtsreichen abstrakt-utopisch 
ausgerichteten revolutionären Gruppen ab, so 
geht es ja in allen größeren Parteien immer 
wieder um die Durchsetzung der unmittelba-
ren Partikularinteressen der Unternehmer, 
Angestellten oder Arbeiter, der Produzenten 
oder Konsumenten, und zwar in den Grenzen 
der bestehenden Wirtschafts- und Staatsord-
nung. Selbstverständlich fallen dabei die In-
teressen der Mächtigen und Besitzenden be-
sonders stark ins Gewicht. Es ist deren Hal-
tung, Mentalität und Ideologie, die die Politik 
der Parteien weitgehend begrenzt und be-
stimmt. Daß die oberen Zehntausend in der 
Regel an der Aufrechterhaltung des Status 
quo interessiert sind, daß es ihnen besonders 
schwer fällt, den Sinn weitreichender Innova-
tionen zu verstehen, wenn diese eine Umver-
teilung von Macht, Besitz und Bildung zur 
Folge haben, dürfte einleuchten. Daß sie dabei 
als Menschen und Weltbürger auf längere 
Sicht gesehen doch von der Neuordnung Nut-
zen ziehen sollten, ist oft einfach nicht ein-
sichtig zu machen. Es wäre aber illusionär 
anzunehmen, die sogenannten Unterprivile-
gierten hätten automatisch das richtige Be-
wußtsein von den umfassenden langfristigen 
Interessen ihrer selbst oder gar der Mensch-
heit. Dem wirkt schon auch bei den Benach-
teiligten ein uralter psychologischer Mecha-
nismus entgegen, der bewirkt, daß allzu häu-
fig Unterdrückung und Ausbeutung von oben 



als Aggression nach unten oder außen abrea-
giert werden können und werden. Das ist si-
cherlich ein wesentlicher Grund dafür, daß 
die Massen so oft bereit sind, die Privilegien 
der beati possedentes hinzunehmen und sogar 
in deren Fußstapfen zu treten. Diese Bereit-
schaft ist um so größer, je mehr sie immer 
noch zu verlieren haben und je stärker sie 
sich folglich zu Recht oder zu Unrecht von 
anderen — Staaten, Schichten, Parteien usw. 
— bedroht fühlen.

Gerade heute ist aber nun die Masse der 
Lohnabhängigen selber in der Bundesrepublik 
wie in den anderen Industriestaaten durchaus 
privilegiert gegenüber den Milliarden Massen 
in der Dritten Welt — ein Grund mehr, sich 
immer wieder mit den Privilegierten zu iden-
tifizieren. In anderen Worten: Der Durch-
schnittsmensch wird nicht so sehr durch 
gründliche Kenntnisse, rationale Überlegun-
gen oder umfassende Erfahrungen motiviert, 
als durch enge Interessen und uralte Vorur-
teile, unbewußte Antriebe und fixierte Cha-
rakterstrukturen. Woher sollten die meisten 
auch die Zeit und Muße nehmen, umfassend 
und objektiv zu denken, so lange sie vor al-
lem für sich selber und ihre Familien arbeiten 
müssen? Solange der Durchschnitt der Men-
schen ganz von der Sorge für das Heute und 
Hier erfüllt ist, werden sich allzu viele die 
meiste Zeit nur recht oberflächlich und gele-
gentlich für öffentliche Angelegenheiten, die 
den einzelnen nicht unmittelbar berühren, in-
teressieren. Schließlich qualifizieren auch 
Ausbildung und Bildung den „Normalbürger" 
kaum dazu, sich intensiv mit jenen komple-
xen Fragen auseinanderzusetzen, die räumlich 
und zeitlich weiter weg liegen. „Nur wenige 
denken weit voraus in die Zukunft von einem 
globalen Gesichtspunkt aus“ — „je größer 
der mit einem Problem verknüpfte räumliche 
und zeitliche Bereich ist, um so weniger Men-
schen befassen sich mit der Lösung eines sol-
chen P 12roblems." )

12) So Dennis Meadows u. a., Die Grenzen des 
Wachstums — Bericht des Club of Rome zur Lage 
der Menschheit, Stuttgart 1972, S. 13 und 12.

Was also bisher stets und überall nicht nur in 
der Bundesrepublik Deutschland, zweifellos 
aber gerade auch hier, wie bei den meisten 
anderen Institutionen unserer Gesellschaft, so 
auch bei den Parteien, immer wieder zu kurz 
gekommen ist, ist die Organisierung, Institu-
tionalisierung und Realisierung des von dem 
Jugoslawen S. Stojanovic 13 ) so genannten 
homo universalis oder integralis, der in jedem 
von uns mehr oder weniger steckt, allzu oft 
aber von den vielen widersprüchlichen und 
kurzsichtigen Interessen des homo multiplex 
verdeckt wird. Das ist ganz augenfällig so in 
den westlichen pluralistisch-privatistischen De-
mokratien, wo, um mit Marx zu sprechen, „der 
Mensch in seiner sinnlichen individuellen näch-
sten Existenz", dagegen „der wahre Mensch 
erst in der Gestalt des abstrakten citoyen aner-
kannt" ist. Alle Versuche der großen Revolu-
tionen — von der französischen bis zur chinesi-
schen —, durch Terror und Diktatur das ego-
istische Individuum auch nur zugunsten des 
citoyen, d. h. des Staats-Bürgers, einfach zu be-
seitigen, haben eigentlich das Übel eher noch 
vermehrt, zumal auch hier der Bürger kaum je 
als Weltbürger, vielmehr höchstens als 
Staatsbürger ins Spiel kommt. Bleiben doch 
auch die anspruchsvollsten Programme der 
totalitären Parteien an dem Partikularinteres-
se von Einzelstaaten ausgerichtet, während 
die sozialkapitalistisch-spätbürgerlichen Par-
teien sich sogar recht ehrlich vor allem auf 
die Vertretung kurzfristiger Sonderinteressen 
innerhalb des jeweiligen Staates konzentrie-
ren. Daß hier wie dort so die epochalen und 
globalen Probleme einer in dynamischem 
Wandel sich befindenden Welt immer wieder 
zu kurz kommen müssen, bedarf keines Be-
weises.

Sicher kann in Krisenzeiten eine besonders 
weitsichtige, tatkräftige und geschickte Partei 
der Revolution oder Reform die Tagesinteres-
sen transzendieren — die Entwicklungen in 
Osteuropa seit 1917 und seit 1945 oder in Chi-
na seit 1911 wären ein Beispiel für die Mög-

13) Kritik und Zukunft des Sozialismus, 2. Aufl., 
München 1970, S. 18 ff.



lichkeiten, aber auch für die Grenzen weitrei-
chender sozio-kultureller Neuordnung — 
aber auch stets in den Grenzen der einzelnen 
Staaten. Auch im 19. Jahrhundert (und ähn-
lich in England nach 1945) konnten wichtige 
Programmpunkte liberaler, radikal-demokrati-
scher und sozialistischer Parteien wie Parla-
mentarisierung oder Demokratisierung des 
Wahlrechts, 8-Stunden-Tag oder Nationalisie-
rung gegen erhebliche Widerstände durchge-
setzt werden. Andererseits ist eine Politik 
noch so rationaler Reformen immer wieder 
nicht zuletzt auch als Folge nationalstaatli-
cher Begrenzung auf Schwierigkeiten gesto-
ßen und von Rückschlägen begleitet gewesen. 
Das Zurückweichen von Reformparteien vor 
den etablierten Mächten ist ein altes Lied.

Der Bedarf nach Reform und Innovation im 
Weltmaßstäbe hat heute wahrlich revolutio-
näre Ausmaße angenommen; die Fähigkeit 
unserer tragenden Institutionen und Organi-
sationen zur großen Transformation bleibt da-
gegen hinter den Erfordernissen der Stunde er-
schreckend zurück. Insofern kann man mit 
amerikanischen Soziologen von einem Hinter-
herhinken, einem cultural lag, sprechen, wo-
bei dieses Zurückbleiben nicht zuletzt am 
Verhältnis von Weltgesellschaft zu nationaler 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft deutlich 
wird.

Die Krise, die zumindest seit 1914 offenkun-
dig ist, durchzieht ja erstmals in der Geschichte 
der Menschheit die dreigeteilte Weltgesell-
schaft, die zugleich doch schon auch eine 
Welt ist, als ganzes. Zudem werden die Her-
ausforderungen oder challenges größer und 
die Zeitspannen für die Lösungen kürzer. 
Das gilt sicherlich für die globalen Kernfra-
gen — Rüstungswettlauf, Militarisierung und 
Kriegsgefahr; Bevölkerungsexplosion und 
Hunger in der Dritten Welt; Umweltbedro-
hung in den Industriegesellschaften; Macht-
konzentration in den Händen antiquierter 
Staatsbürokratien und engstirniger Wirt-
schaftsmagnaten; Verunsicherung, Frustration 
und Aggressivität der Individuen —, um nur 
die allerwichtigsten Probleme zu nennen.

Wir brauchen nur prinzipiell die Lösungsmög-
lichkeiten dieser Probleme mit den Stichwor-
ten Abrüstung und Weltfriedensordnung, Sta-
bilisierung der Weltbevölkerung und Moderni-
sierung der Dritten Welt, Umweltsanierung, 
Demokratisierung des Staates und Sozialisie-
rung der Wirtschaft, Humanisierung von 
Gesellschaft und Mensch anzudeuten, um klar 
zu machen, daß die große Transformation 
nichts anderes sein kann als ein permanenter 
Prozeß tiefreichender Strukturreformen bzw. 
gewaltfreier Revolutionen von wahrlich pla-
netarischem Ausmaß. Er zielt vor allem ab 
auch auf die Überwindung der historisch be-
gründeten national- und machtstaatlichen 
Herrschaftsstrukturen mittels einer neuen 
globalen Gesellschaftspolitik der Menschheit. 
Bei dem ganzen Ernst der Situation ist wohl 
der Vergleich mit einem Weltkrieg nicht über-
trieben. Wenn wir uns aber schon heute und 
noch mehr morgen überall auf der Welt im 
„Kriegszustand" mit den regressiven Kräften 
und destruktiven Momenten des Menschen 
befinden, so wäre zu fragen, ob nicht eigent-
lich ähnlich wie im Kriege auf Jahre hinaus 
geradezu ein universaler Notstand der ge-
samten Menschheit ausgerufen werden müßte? 
Können wir denn anders die erforder-
lichen Kräfte auf den verzweifelten Kampf 
gegen die die Existenz oder zumindest die 
Kultur der Menschheit bedrohenden Gefahren 
konzentrieren? Wären wir etwa sonst bereit, 
auf Rüstung und Raumfahrt, Luxus und Kon-
summaximierung, ja vielleicht sogar auf die 
unbeschränkte Vermehrung und so manches 
andere, an das wir uns schon sehr gewöhnt 
haben, zu verzichten, wobei zudem anders als 
in den bisherigen Kriegen gerade die Privile-
gierten die größeren Opfer zu bringen hät-
ten?
Das heißt aber für unser spezielles Thema, 
daß gerade die Parteien in Deutschland, Europa 
und der Welt sich selber grundlegend wan-
deln müßten, wollten sie fähig werden, die 
Einzelstaaten in eine Weltföderation zu inte-
grieren, die Verfügungsgewalt über Privat-
oder Staatsunternehmen vermittels von Ge-
meinschaften, die von den Produzenten im Be-



trieb bis zur Weltgesellschaft zu reichen hät-
ten, zu „vergesellschaften“, die nationalen Kul-
turen in einer Weltkultur „aufzuheben".

Daß eine solche Politik für die Rechtsparteien 
eine ungeheure Umstellung voraussetzen 
würde, liegt auf der Hand. Bei aller „Konver-
genz" von links und rechts mögen die Chan-
cen für die Herausbildung primär planeta-
risch-progressiv agierender Parteien auf der 
Linken noch immer größer sein als auf der 
Rechten, wobei jedes Abgleiten der Linken in 
einen illusionär-utopistischen Linksextremis-
mus nur von Übel sein könnte.

Es wäre aber doch wohl illusionär anzuneh-
men, daß traditionsreiche, wohl etablierte 
Massenparteien, auch auf der Linken, rasch 
lernen könnten, global und langfristig zu füh-
len und zu wollen, zu denken und zu handeln. 
Schon die große Zahl verleitet zur Anpassung 
an den Durchschnitt und an die sogenannten 
Sacherfordernisse der Macht und „Verantwor-
tung". Letztlich wird jede Regierungssuppe, 
ganz gleich auf welchem Ofen, doch mit viel 
Wasser gekocht. Je größer eine Partei wird, 
um so schwerer fällt es ihr auch, die Patrona-
ge hinter dem Programm hintanzustellen, die 
Taktik hinter der Strategie zurücktreten zu 
lassen. So entsteht ein Vakuum än globaler 
Politik und langfristiger Planung.

Läßt sich nun aber ein neuer Parteitypus 
denken, der diesen Leerraum wenigstens 
teilweise ausfüllen könnte? Sicherlich könnten 
sich so manche, die sich stärker als Welt- und 
Zukunftsbürger fühlen und die in der Lage 
sind, dem homo integralis in ihnen selber den 
Vorrang einzuräumen, in neuartigen Parteien 
zusammenschließen. Das hieße aber auch, daß 
alle die, die vor allem aus persönlichen oder 
auch sachlichen Erwägungen an der Über-
nahme von Posten und Positionen interessiert 
sind, einer solchen Partei fernbleiben und fern-
gehalten werden sollten. Eine solche Partei 
sollte für ihre Ideen und Ziele offen werben; 
sie könnte sich auch an Wahlen beteiligen und 
versuchen, ins Parlament zu kommen, um dort 
um so wirkungsvoller ihren Standpunkt zu 
vertreten. Sie hätte aber deutlich zu machen, 

daß sie nicht erwartet, zur Mehrheitspartei zu 
werden. Mit den größeren Parteien würde sie 
konkurrieren, diese aber zugleich auch kom-
plementieren. Auch dort, wo es zu offenen 
Konflikten kommen müßte, wäre sie stets be-
müht, diese zu rationalisieren, zu humanisie-
ren, zu demokratisieren. In der Opposition wie 
auch als kritische Stütze der Regierung könnte 
sie damit eine überlegen gewaltfreie Haltung 
dokumentieren, über die Tagespolitik hinaus 
würde sie stets ebenso bestimmt wie sachlich 
die größeren und schwierigeren Probleme zur 
Sprache bringen. Eine solche Partei wäre daher 
ihrer Natur nach eine „ewige“ Minderheits- 
und Oppositionspartei — nur ausnahmsweise 
könnte sie einmal eine Regierung bedingt stüt-
zen und punktuell tolerieren. Von den bisheri-
gen kleineren Parteien, wie etwa einer Bauern-
oder Gewerbepartei, einer Bayernpartei oder 
einem Zentrum, würde sich diese Partei gerade 
darin unterscheiden, daß sie nicht die beson-
deren Interessen einer ökonomischen Schicht 
oder regionalen Gruppe vertreten würde, son-
dern umgekehrt die allgemeinsten Interessen 
und umfassendsten Ideen zu ihrem Sonderan-
liegen zu machen hätte. Paradoxerweise wäre 
damit endlich das „Universale" auch als das 
Spezifisch-Spezielle organisiert.

Neben der Entwicklung eines solchen neuen 
Parteitypus bliebe nach wie vor die Universa- 
lierung und Demokratisierung der größeren 
Parteien auf der Agenda. In Kreisen, die 
ernsthaft an der Demokratisierung der Gesell-
schaft wie der Parteien interessiert sind, dis-
kutiert man u. a. auch neue Formen unmittel-
barer Demokratie — diese reichen von der 
Einführung plebiszitärer Verfahre

14

n über die 
Organisierung von Bürgerinitiativen und -be- 
wegungen bis zur Neubelebung von Räten. 
Nach Theodor Ebert ) könnte „ein sich ver-
dichtendes Geflecht solcher Bürgerinitiativen 
im nächsten Jahrzehnt die bewußtseinsmäßige 
und machtpolitische Basis für Strukturrefor-
men schaffen ... Das zukünftige politische

14) Mit Bürgerinitiativen zur antikapitalistischen 
Strukturreform?, in: Gewaltfreie Aktion, Jg. 4, 
Heft 12, 1972, S. 11 ff.



System der Bundesrepublik könnte in dem 
Prozeß der Strukturreformen so aussehen, daß 
die reformwilligen Kräfte in den Parteien mit 
den Basisinitiativen rückgekoppelt werden ... 
Die basisdemokratische Partei der Zukunft 
würde sich aus dem Geflecht der außerparla-
mentarischen Bürgerinitiativen, im Reproduk- 
tions- und im Produktionsbereich rekrutieren, 
und die Politiker in den repräsentativen Or-
ganen wären nun zu Strukturreformen fähig, 
da sie um die kämpferische Kapazität der Ba-
sisgruppen wüßten und ihre Maßnahmen zur 
Ablösung traditionaler Herrschaft mit den di-
rekten Aktionen der Basisgruppen koordinie-
ren könnten.“ Zugleich werden sich aber im-
mer mehr Bürger nicht länger nur als Partei-
bürger, sondern auch als Staats-, vor allem 
aber als Weltbürger fühlen und in diesem 
Sinne „überparteilich" mit Gleichgesinnten in 
anderen Parteien Zusammenwirken müssen, 
wie überhaupt die Vielfalt der organisatori-
schen Ansätze und der politischen Strategie 
nicht so sehr als Not, denn als Tugend gese-
hen werden sollte.

Daß sich die tradierten einzelstaatlichen Partei-
en über Nacht zu Weltparteien vereinigen, ist 
kaum zu erwarten. Dennoch wird man immer 
wieder darauf verweisen müssen, daß alle 
Parteien ganz anders als bisher die langfristi-
gen Interessen der Menschheit ausfindig zu 
machen und zu berücksichtigen haben wer-
den. So sollten wir illusionslos jeden Ansatz 
zur Fortentwicklung nationalstaatlicher Par-
teien in Richtung auf kontinentale und Welt-
parteien fördern, übernationale und globale 
Parteiföderationen können zugegebenermaßen 
wohl nur funktionieren, wenn wir auf dem 
Wege zur „Weltinnenpolitik" fortgeschritten 
sind — sie selber wären aber auch ein wichti-
ges Mittel zur Überwindung weltbedrohender 
Staatssouveränitäten und Machtblöcke. Der 
so verzweifelt dringliche Ausbau der Verein-
ten Nationen zu einem wirksamen Friedensin-
strument müßte wohl nicht nur mit der erheb-
lichen Stärkung der Exekutive und Judikatur 
eingeleitet werden, er setzt auch die Bildung 
zumindest eines beratenden Weltparlaments 
voraus. In-dessen Rahmen könnte aber wohl 
auch nur ein Mindestmaß an gewaltfreier

Koordination der Kontingente und an rationa-
ler Kooperation der Nationen lediglich mit-
tels weltweiter Parteizusammenschlüsse ver-
wirklicht werden. Daß schließlich eine mehr 
universalistisch orientierte kleinere Partei 
ganz anders als die auf Mehrheiten ausgehen-
den Großparteien die nationalen Interessen 
hinter der internationalen Orientierung zu-
rücktreten lassen könnte, müßte einleuchten.

Das Endziel läßt sich so umschreiben, daß die 
Parteien wie der Staat ihre allzu engen staat-
lich-nationalen Schranken in doppelter Rich-
tung zu überwinden haben, einmal durch 
Übertragung von Funktionen auf kleinere, 
bürgernähere regionale oder auch lokale 
Gruppierungen, Bewegungen und Initiativen, 
zum anderen aber auch durch Delegierung 
von Kompetenzen auf überstaatliche konti-
nentale und globale Zusammenschlüsse, Fö-
derationen und „Internationalen".

Das Unbehagen an den Parteien und die In-
fragestellung der parlamentarischen Demo-
kratie haben bei uns vielleicht — noch? — 
nicht den Charakter akuter Krisenerscheinun-
gen. Daß die Mehrparteiensysteme wie der 
demokratische Parlamentarismus überhaupt 
recht und schlecht nur in einer recht beschei-
denen Zahl von Staaten funktionieren, dürfte 
aber unleugbar sein. Wenig spricht auch da-
für, daß diese „Altersschwäche“ eines Sy-
stems und einer Prozedur im Rahmen des 
überlieferten Einzelstaates in absehbarer Zeit 
zu korrigieren wäre. Wenn die parlamentari-
sche Demokratie wie die demokratische Par-
tei eine Zukunft haben, so liegt diese wohl in 
ihrer Ausweitung, d. h. der Übertragung ihrer 
Strukturen und Funktionen auf neu zu bilden-
de kontinentale und globale Föderationen. 
Der Rest des Jahrhunderts ist von der Gefahr 
verheerender Menschheitskatastrophen oder 
zumindest einer Regression zu neocäsaristi- 
sehen Gesellschaftsformen überschattet — die 
rechtzeitige Entfaltung neuer Formen von Fö-
deration und Partei wäre vielleicht ein nicht 
unwesentlicher Beitrag zur Verringerung je-
ner Gefahren und damit auch zur späteren 
Verwirklichung einer liberal-sozialistischen 
Weltgesellschaft.



Schlomo Na'aman

Jüdische und israelische Gesellschaftsstrukturen 
in ihrer europäischen Verbundenheit

Wir neigen dazu, von Ideen zu sprechen, die 
Völker verbinden und geistigen Einflüssen 
nachzugehen, aus denen Gemeinsamkeiten 
des Handelns entstehen; es wird gern davon 
gesprochen, wie sehr gemeinsame Geschicke 
und Erlebnisse die Zusammenarbeit der Na-
tionen förderr. Derartige geistesgeschichtli-
che Faktoren sollen in ihrer Wirksamkeit kei-
neswegs geleugnet werden, nur soll einmal 
gefragt werden, was eigentlich wirksam ist, 
wenn wir historische Gemeinsamkeiten als 
Potenzen im Zusammenwirken von Men-
schengruppen erkennen: Sind es wirklich die 
Ideen, geistige, literarische oder philosophi-
sche Leitbilder, oder nicht vielmehr gemein-
same Lebensformen und gesellschaftliche 
Strukturen, die den Ideen Wirkungskraft ver-
leihen und die Gleichheit des gesellschaftli-
chen Handelns hervorbringen?

Wenn wir heute erneut über Dinge nachden-
ken, die uns längst geklärt schienen, so steht 
dahinter die erschütternde Erfahrung der letz-
ten Wochen: Unsere Europaverbundenheit ist 
in Frage gestellt, nicht weil wir von Europa 
weg wollen, sondern weil Europa sich in ei-
ner Art Festlandsbewegung von uns zu ent-
fernen scheint. Wir suchen einen neuen 
methodischen Ansatz in sozialgeschichtlicher 
Richtung, um uns von da her neue Sicherheit 
zu erarbeiten.

Im Verlauf weniger Wochen haben wir den 
Erdrutsch mit Österreich mitgemacht und den 
„Continental drift" Afrikas — weg von Israel. 
Behaupten möchte ich, daß das kleine Öster-
reich uns mehr verletzt hat als der große kol-
lektive Abfall ganz Afrikas. Wirtschaftlich 
und politisch gesehen, sind die Hartholz-
wälder, die Diamantenfelder und Investitions-
verluste in Afrika wie auch die Einbuße an 

Prestige wahrscheinlich schwerwiegender als 
das, was wir an Österreich verloren, aber nur 
was Österreich uns antat, hat uns inner-
lich erregt. Im Zusammenhang mit dem, was 
wir von Frankreich, England und selbst der 
Bundesrepublik Deutschland hinnehmen muß-
ten, sind wir in eine tiefe Krise geraten, die 
wir uns nicht verhehlen dürfen: Wir hatten 
mehr Mitgefühl und mehr Verständnis erwar-
tet; wir lebten im Glauben, daß wir, die wir 
das Schicksal der Tschechoslowaken 1938/39 
oder der Engländer im Bombenkrieg Hollands 
und Frankreichs im Widerstand genau so tief 
wie diese mitgefühlt hatten, die gleiche Sym-
pathie finden würden. Wir hatten uns darauf 
verlassen, daß Begriffe wie Demokratie, Selbst-
bestimmung, Menschenrechte, Liberalisierung, 
Sozialismus uns gemeinsam sind und die glei-
chen Reaktionen hervorrufen wie bei uns und 
eine solide Brücke des gemeinsamen Verständ-
nisses und gemeinsamer Sympathie bauen. 
Wir waren gerade darum so naiv, weil wir 
aus eigener Erfahrung wissen, wie sehr die-
selben Begriffe in anderem sozialen Milieu 
und unter anderen Menschengruppen voll-
kommen andere Reaktionen hervorrufen: so 
realistisch wir diesen anderen gegenüber wa-
ren, so wenig kritisch waren wir gegenüber 
Europa.

Aus eigener Erfahrung haben wir gelernt, wie 
groß die Mißverständnisse sein können, die 
bei der Übertragung von Begriffen aus einem 
sozialen Milieu in ein anderes entstehen kön-
nen: Wieviel Liebe und Missionseifer haben 
unsere Kooperativ- und Kibbuzbewegungen 
auf Gewinnung arabischer und afrikanischer 
Erwiderung verschwendet; herausgekommen 
sind fast nur Mißverständnisse, denn schon 
die patriarchalisch-autoritative Familienstruk-



tur macht bei ihnen häufig ein wirkliches 
Nachleben unserer Gesellschaftsformen un-
möglich; was jungen europäischen Studenten 
zumindest gefühlsmäßig ein leichtes ist, sich 
in die demokratische Gleichheit eines Kibbu- 
zes einzuleben, ist ihnen versagt; sie können 
wohl abstrakt über die Idee der Gleichheit 
sprechen, sie aber nicht wirklich assimilieren. 
Viel tragischere Erfahrungen haben die Juden 
New Yorks mit ihren portorikanischen und 
Negernachbarn machen müssen: Sie haben ih-
nen Liberalismus und Gleichheit gepredigt 
und haßerfüllten Antisemitismus geerntet, der 
ein weiteres Zusammenleben unmöglich ge-
macht hat und zu einem wahren Exodus der 
Juden aus ganzen Wohnvierteln in den Städ-
ten der USA geführt hat. Sie mußten am eige-
nen Leib erfahren, wie fruchtlos es ist, Begriffe 
ohne ihre soziale Grundlage übertragen zu 
wollen: Wo die gesellschaftlichen Vorausset-
zungen gründlich verschieden sind, verbürgt 
der Wortklang kein Verständnis; die Mög-
lichkeit eines wirklichen Verständnisses und 
damit das tiefere Mitgefühl kann erst die 
Kongruenz des sozialen Lebens schaffen.

Es ist sicher die Aufgabe der Menschheit, die 
soziale Grundlage für ein allgemeines 
menschliches Verständnis zu schaffen, aber 
wir befassen uns heute mit einer gegebenen 
Situation, die die historische Basis der euro-
päischen Verbundenheit Israels untersuchen 
möchte, um die jetzige Krise überwinden zu 
helfen. ,

Wie bekannt, sind die Grundlagen des neuen 
Israel von osteuropäischen, meist russischen 
Juden gelegt worden: Das war im letzten 
Drittel des 19. Jahrhunderts, als eine intellek-
tuelle und soziale Erneuerungswelle Rußland 
in Bewegung brachte und auch die jüdische 
Intelligenz erfaßte; berüchtigt sind die Pogro-
me, die positiv wie negativ diese revolutio-
näre Bewegung begleiteten; sie haben ei-
nen Teil der jüdischen Intelligenz zionistisch 
umgeprägt. Der der russischen Bewegung ei-
gentümliche intellektuelle Rigorismus mit der 
Forderung des absoluten persönlichen Einsat-
zes brachte dann die ersten Einwanderungs-

gruppen, die wir die erste und zweite „Ali- 
jah" nennen. Welches gesellschaftliche Ge-
sicht hatten nun die Grundlagen, die diese 
Revolutionäre legten, die doch alle an elitä-
ren Leitbildern geschult waren, deren Vor-
stellungen von autoritären Geheimbünden 
herkamen, in denen immer diese oder jene 
Sorte von Diktatur (darunter auch die Dikta-
tur des Proletariats) vorherrschte? In deren 
geistiger Nachbarschaft gab es keinerlei Tra-
dition von Gesellschaftsdemokratie, keine de-
mokratische Praxis, obwohl man abstrakt 
über Volksrechte und Demokratie diskutierte; 
aus dieser revolutionären Gärung ist ja auch 
historisch nie eine Demokratie entstanden. 
Nur die zionistischen Außenseiter und Eigen-
brötler haben scheinbar paradoxerweise im 
primitiven damaligen „Palästina" die Grund-
lagen zu einer wirklichen Demokratie gelegt, 
indem sie sich sogleich demokratisch orga-
nisierten, jede nichtdemokratische Tendenz 
überwanden und auch unter stärkstem Druck 
diesen Weg nie verließen, obwohl in ihren 
Köpfen das gesamte Rüstzeug elitärer und au-
toritärer Ideale sich gesammelt hatte und im-
mer wieder neu verarbeitet wurde. Wo man 
auch hinblickt, vom ersten Tage an schuf 
man sich demokratisch gewählte und kontrol-
lierte Komitees für alle Lebensbereiche, sei es 
zur Arbeitsbeschaffung oder zur Krankenpfle-
ge, zur Interessenvertretung auch der klein-
sten Gruppen oder auch zur Gründung der er-
sten Siedlungen: am Anfang waren Versamm-
lung und Beratung, Wahl und Kontrolle. Die 
ersten Winzer und die ersten Lehrer, die er-
sten landwirtschaftlichen Lohnarbeiter und 
die ersten Setzergehilfen — sie alle entwik- 
kelten eigene demokratische Organe. Es sei 
bemerkt, daß der kooperative Siedlungsplan 
Franz Oppenheimers boykottiert wurde, weil 
er das Selbstbestimmungsrecht der Siedler zu 
schmälern schien.
Woher die Selbstverständlichkeit demokrati-
scher Praxis? In Osteuropa hatte sie ihre 
Wurzeln nicht; dort gab es keine Gesell-
schaftsinitiative. Es gab sie auch nicht im po-
litischen Untergrund, nicht einmal im Exil. 
Selbst die jungen Zionisten, die wie Chajim 



Weizmann durch die Schule der Emigration 
gegangen sind, haben ihre demokratischen 
Begriffe nicht von dort.

Es gibt nur eine Quelle, aus der demokrati-
sche Praxis gespeist werden konnte, und das 
ist die jüdische Gemeinde.

Das jüdische Gemeindeleben in Osteuropa 
war keineswegs nur Ausdruck der Gemein-
samkeit gewisser theologischer Vorstellungen 
und religiöser Normen, deren Ausleben ein 
gesellschaftliches Eigenleben verlangte. Die 
jüdische Gemeinde war eine geschlossene, hi-
storisch gewachsene Gemeinschaft, in der 
Theologie und Ritus nur einen Teil des Gan-
zen darstellten. Die jüdische Gemeinde war 
bis zu ihrem Untergang in Osteuropa ein so-
zialer Organismus, der als Ganzes mit der 
Umwelt in einem festen funktionellen Zusam-
menhang stand, dessen Normen aber keines-
wegs der Umwelt angehörten, sondern ein 
Einfuhrprodukt waren. In mancher Beziehung 
berührt sich darin die jüdische Gemeinde mit 
der deutschen Stadt (oder deutschen Sied-
lung) in Osteuropa, und das darf nicht ver-
wundern, denn beide sind ein Produkt der 
gleichen Siedlungsentwicklung. Die jüdische 
Gemeinde hat sich in den Stadtkernen zwi-
schen Loire und Rhein in ihrer europäischen 
(sogenannten „aschkenasischen") Eigenart 
konstituiert und sich vollkommen parallel mit 
der westeuropäischen Stadt nach Osten ver-
pflanzt. Ihr letzter Ausläufer ist das polnische 
Kolonisationsgebiet in Weißrußland und in der 
Ukraine, das dann im 17. Jahrhundert an Ruß-
land kam.

Die aschkenasische Gemeinde war als unab-
hängige Korporation in naher Anlehnung an 
die Stadtgemeinde konstituiert, wobei gegen-
seitige Beeinflussung vorauszusetzen ist; die 
jüdische Gemeinde war aber immer republi-
kanischer als die europäische Stadt, weil sie 
weniger hierarchisch-feudalen Einflüssen aus-
gesetzt war, die Klassengegensätze weniger 
ausgebildet waren und daher weniger autori-
täre Überwachung nötig hatte. Die aschkena-
sische Gemeinde, „Kehillah" genannt, enthält 
sämtliche genossenschaftlichen Elemente ei-

ner deutschen Stadt; aber nur wenn man da-
mit den Habitus einer protestantischen Sekte 
kombiniert, bekommt man einen annähernd 
richtigen Begriff von der Vielfalt des sozialen 
und kulturellen Lebens einer aschkenasischen 
Kehillah. Das erklärt dann auch, warum das 
jüdische Gemeindeleben in Osteuropa weiter-
hin so einschneidend auf Menschen einge-
wirkt hat, die sich von jedem religiösen 
Brauch längst emanzipiert hatten: Auch der 
emanzipierteste junge Jude blieb im Zaren-
reich dem Gemeindeleben verhaftet, denn mit 
den russischen kommunalen oder anderen Be-
hörden trat er vornehmlich über die jüdische 
Gemeinde in Verbindung, und das gilt wegen 
der rechtlichen Diskriminierung sogar für die 
Hauptstädte Moskau und Petersburg. Ohne 
die schützende Hand der Gemeinde war der 
einzelne Jude vogelfrei.

In jeder jüdischen Gemeinde bestand außer 
den öffentlichen Institutionen religiöser und 
sozialer Funktion ein engmaschiges Netz von 
freiwilligen Vereinen, Kassen, Berufsverbän-
den, Lehranstalten, religiösen Korporationen 
aller Schattierungen und Richtungen, die um 
die Jahrhundertwende, also die Zeitspanne um 
die es hier geht, verschiedenste politische 
und soziale Weltanschauungen vertraten, 
manchmal republikanisch-oligarchisch, meist 
aber streng demokratisch organisiert waren. 
Das despotisch-autoritäre Rußland kannte 
außer dem Establishment nur hierarchisch or-
ganisierte Geheimbünde — oder aber in den 
jüdischen Gemeinden Inseln regelrechter 
praktischer Demokratie, von denen allerdings 
das offizielle Rußland kaum Kenntnis nahm. 
Diese demokratische Praxis bildete in den 
Köpfen der jungen Revolutionäre die Unter-
schicht des politischen Bewußtseins und 
machte die autoritären Theorien zu einer Art 
„falschem Bewußtsein“, das im realen Leben 
des neuen Israel immer mehr verkümmerte.

Die Pioniere einer neuen jüdischen Gesell-
schaft stießen im neuen Land auf eine Mehr-
heit ganz anders gesinnter Juden, häufig 
streng orthodoxer Observanz, aber meist tra-
ditionstreu mit kleinbürgerlichen Juste-Mi- 



lieu-Begriffen. Ihnen sind auch die Siedler zu-
zurechnen, die Baron Rothschild bewußt för-
derte, weil sie seinem Ideal des „guten Ju-
den“ entsprachen. Obwohl die weltanschauli-
chen Gegensätze deshalb oft hart aufeinander 
stießen, gelang es doch, gemeinsame Institu-
tionen zu schaffen, weil allen die Organisa-
tionsformen der traditionellen Gemeinde ver-
traut waren. So entstanden im primitiven 
und despotischen Ottomanischen Palästina 
eine Vielfalt öffentlicher demokratischer In-
stitutionen, Verbände und Parteien, aus de-
nen zuerst in Jaffa, dann aber besonders im 
jungen Tel Aviv noch vor dem Ersten Welt-
krieg munizipale Verbände und Vertretungen 
hervorgingen; eine allgemeine jüdische Na-
tionalvertretung war im Entstehen, wurde 
aber erst nach dem Ersten Weltkrieg verwirk-
licht. Ohne den gemeinsamen Mutterboden 
der jüdischen Gemeinde und ihrer Organisa-
tionsformen wäre eine derartige Zusammenar-
beit ideologisch so gegensätzlicher Elemente 
unmöglich gewesen. Man bedenke: Auf der 
einen Seite die Siedler von Petach-Tikwah, 
das ein Ableger der ultra-orthodoxen Jerusa-
lemer Gemeinde war, auf der anderen sozial- 
revolutionäre Neueinwanderer.
Schon in diesem frühen Stadium, bevor noch 
der „Jischuw" (die Gesamtheit der Palästina- 
Juden) die Einhundertausend-Ziffer über-
schritten hatte, zog die demokratisch-parla-
mentarische Zusammenarbeit selbst diejeni-
gen Juden in ihren Bann, die noch in autoritä-
ren Sippenverbänden organisiert worden wa-
ren, so die erste Welle der jemenitischen Ein-
wanderer der Jahre 1908/09, die, weit von je-
dem europäischen Einfluß, streng patriarcha-
lisch gegliedert waren. Sie brachten ihre eige-
ne Organisation hervor, die zwar nach innen 
autoritär aufgebaut war, aber an parlamenta-
rischen Organen mitwirkte und sich allmäh-
lich anpaßte. Nur so ist es zu erklären, daß 
die Masseneinwanderung orientalischer Ju-
den, die sogleich mit der Staatsgründung im 
Jahre 1948 einsetzte und während einer ge-
wissen Zeitspanne eine numerische Mehrheit 
im Staate bildete, sich den demokratisch-par-
lamentarischen Organisationen und ihren

Bräuchen angepaßt hat — heute dürfen wir 
behaupten: endgültig!

Es besteht im Lande, wie bekannt, eine erheb-
liche Spannung zwischen der jungen Genera-
tion der orientalischen Einwanderer und den 
sogenannten „Aschkenasim“. Einige Beobach-
ter meinten, daß sie das Gesellschaftsgefüge 
des israelischen Staates sprengen müsse. Es 
ist ja tatsächlich zur Gründung einer 
„ Schwarzen-Panther-Bewegung “ gekommen, 
die mehrfach einigermaßen gewalttätig aufge-
treten ist. Nun ist es so weit, daß diese 
„Schwarzen Panther" sich an den parlamenta-
rischen Wahlen beteiligen und vermutlich er- 
heblichen Erfolg haben werden. Wenn also 
im nächsten Parlament ihre Vertreter zur Ta-
gesordnung sprechen werden und ihre Inter-
pellationen einreichen, hat sich die parlamen-
tarische und demokratische Ordnung als eine 
Assimilationskraft erwiesen, und damit 
scheint das parlamentarische System für diese 
Generation gesichert.

Strukturen bedeuten demnach mehr als Ideo-
logien, wie wir erprobt haben. Es hat in unse-
rer jungen Geschichte auch nicht an Versu-
chen gefehlt, autoritäre — und selbst totalitä-
re — Ideen zu verwirklichen. Ein Schulbei-
spiel liefert die Entstehung der jüdischen 
Selbstverteidigung. Noch vor dem Ersten 
Weltkrieg haben revolutionäre junge Juden, 
unter ihnen Ben Gurion und der nachmalige 
Staatspräsident Ben Zvi, eine paramilitäri-
sche Geheimorganisation geschaffen, die sich 
„Haschomer" nannte und deren Namen in 
der bekannteren „Haschomer-Hazair"-Bewe- 
gung fortlebt. Dieser „Haschomer" war nach 
bestem revolutionären Rezept als illegale Or-
ganisation mit legaler Fassade organisiert 
und hat bis nach dem Ersten Weltkrieg eine 
umstrittene Rolle gespielt: Er ist gescheitert 
und hat der durch und durch demokratischen 
„Haganah"-Organisation weichen müssen; ge-
scheitert ist er aber an dem Unwillen der jü-
dischen Gesellschaft, in ihrer Mitte eine un-
kontrollierbare Organisation zu dulden.

Die Reste des „Haschomer" haben sich einer 
Einwanderer-Gruppe aus dem bolschewisti- 



sehen Rußland angeschlossen, die es unter-
nahm, eine avangardistische und zentralisti-
sche Gesellschaft zu formen, in der auch eine 
militärische Geheimorganisation wirkte. Der 
Versuch ist gescheitert und der intransigente 
Teil ist 1927 nach Rußland zurückgekehrt, wo 
sie Stalin dann in KZ-Lager schickte. Die Nach-
folge trat der „Kibbuz-Hame’uchad“ an, der 
vollkommen demokratisch durchgegliedert ist. 
Er ist heute eine der drei großen Kibbuzbewe- 
gungen.

Es würde zu weit führen, den Versuchen 
nachzugehen, die in den dreißiger und vierzi-
ger Jahren unternommen wurden, faschisti-
schen Ideen im „Jischuw" Heimatrecht zu 
verschaffen; es bestehen heute Nachfolge-Or-
ganisationen derartiger Gruppen, aber sie 
sind nicht nur auf parlamentarische Demokra-
tie festgelegt, sondern, was wichtiger ist, ihr 
innerer Aufbau ist so strukturiert, daß sie vom 
Standpunkt einer autoritären Machtbildung 
wertlos geworden sind. Es gibt heute rechte 
und linke Parteien, aber keine außerparla-
mentarischen Gruppierungen von nennenswer-
ter Bedeutung.

Ein sehr populärer israelischer General (ohne 
Augenklappe), der befragt wurde, was ge-
schehen würde, falls er seinen Soldaten den 
Befehl geben würde, sich der Staatsmacht zu 
bemächtigen, um „Ordnung“ zu schaffen, soll 
geantwortet haben, man würde ihn auslachen, 
genauer übersetzt: die Leute würden vor 
Lachen sterben.

Jede wirklich ernste politische Krise ist im-
mer zugleich auch eine Probe der Tragfähig-
keit des politischen Systems. Wir befinden 
uns heute in einer tiefgehenden Krise, deren 
Ausmaß sich erst abzuzeichnen beginnt; einer 
ihrer Aspekte ist die Diskrepanz zwischen 
physischer Widerstandskraft und politischer 
Ohnmacht. Demokratische Systeme sind an 
weniger einschneidenden Krisen gescheitert: 
Weimar ist an der „Welt-von-Feinden'-Ideo- 
logie zugrunde gegangen und an den Folgen 
der „Dolchstoßlegende". Es gehört zum We-
sen jeder echten parlamentarischen Demokra-

tie, daß sich außenpolitische (und unter ihnen 
auch militärische) Krisen nach innen übertra-
gen. Jede Hemmung dieses Prozesses verwan-
delt die politische Krise in eine Krise des de-
mokratischen Systems. So müssen wir hoffen, 
daß es uns gelingen wird, unsere Krise ehr-
lich nach innen auszutragen und sie weder 
abzudrosseln noch nach außen abzudrängen. 
Man spricht bei uns mit einer gewissen Scheu 
vom Austragen der „jüdischen Kämpfe“, wie 
man sich in Anlehnung an Flavius Josephus 
ausdrückt. Diese Scheu ist verständlich. Aber 
die Diskussion, die im Publikum längst im 
Gange ist, läßt sich nur im Parlament verta-
gen — und es besteht die große Hoffnung, 
daß sie die Widerstandskraft nicht lähmen, 
sondern daß unser Gemeinwesen im Ender-
gebnis gereift aus dieser furchtbaren Prüfung 
hervorgehen wird. Diese Hoffnung ist mehr 
als ein frommer Wunsch, denn sie basiert auf 
der Grundtatsache, daß unser demokratisch- 
parlamentarisches Verhalten die Gewißheit 
eines Reflexes angenommen hat und in den 
tiefsten Schichten unseres gesellschaftlichen 
Bewußtseins verankert ist: Jede kleine Syna-
goge ist zugleich ebensosehr ein Klub wie je-
des Kaffeehaus, jeder Israeli ist Mitglied 
mehrerer Vereinigungen, aber auch jedes 
Mietshaus hat seinen gewählten Mieterrat 
und jeder kleine Betrieb seine gewählte Ver-
tretung: es ist fast unmöglich, eine Lohn- und 
Wirtschaftspolitik zu betreiben, die nicht we-
nigstens den größeren Teil der Beteiligten 
überzeugt. Das demokratische Mißtrauen ist 
wohl nirgends so entwickelt wie gerade bei 
uns. In Friedenszeiten läßt sich wohl kein 
Volk so schwer, aber in Krisenzeiten keines 
so leicht regieren wie das unsrige.

Uber die historische Europa-Verbundenheit 
der israelischen Demokratie haben wir ein 
wenig nachgedacht. Wie steht es nun mit der 
Verbundenheit der europäischen Demokratie 
mit Israel?

Zunächst ist festzustellen, daß „parlamentari-
sche Demokratie' nicht irgendein System ist, 
in dem ein Parlament besteht: Echte parla-
mentarische Demokratie existiert nur da, wo 



die ganze Gesellschaft von parlamentarisch- 
demokratischen Elementen durchdrungen ist. 
Sie ist also recht selten. Vergessen wir nicht, 
daß ein Land wie Frankreich seine parlamen-
tarische Demokratie zugunsten materiellen 
Wohlstandes leichthin auf gegeben und Eng-
land sich nie der Mühe unterzogen hat, 
seine Demokratie auch in Nordirland zu ver-
wirklichen. Italien ist zweifellos ein parla-
mentarischer Staat; ob es aber eine echte par-
lamentarische Demokratie ist, muß angesichts 
der nicht ausgetragenen inneren Widersprü-
che und Gegensätze doch sehr fraglich schei-
nen.

Die parlamentarische Demokratie ist in 
Wahrheit kein „System“, sondern ein Prozeß, 
der in immer tiefgreifender Erfassung aller 
gesellschaftlichen Strukturen durch demokra-
tische Aktivität besteht und immer neue Pro-
bleme in Angriff nimmt. So gesehen ist sie 
wohl die höchste Stufe politischer und gesell-
schaftlicher Entwicklung, die Menschen bis 
heute verwirklicht haben (im Gegensatz zu 
ausgedachten Utopien). Sie ist aber zugleich 
auch die am meisten gefährdete, denn für je-
des Problem, das mittels langwieriger Diskus-
sion in Angriff genommen wird, scheint eine 
autoritäre Entscheidung eine elegantere Lö-
sung anzubieten, und es fehlt nicht an Men-
schen, die auch in der Politik Ästhetik su-
chen. Der Abfall von der parlamentarischen 
Demokratie scheint beinah die Norm zu sein, 
dem nur mit Hilfe von Solidarität aller inter-
essierten Gemeinwesen beizukommen ist. 
Pflicht der Selbsterhaltung aller parlamenta-
rischen Demokratien wäre es, mit Israel soli-
darisch zu stehen. Wenn in diesem Winter ein 

Teil der Europäer frieren sollte, während ein 
anderer in gut geheizten Räumen sich schön-
geistig-revolutionär unterhält, dann wäre das 
nicht die Solidarität, die nottut. Frankreichs 
politischer Darwinismus ist keineswegs nur ein 
Problem Israels: Das demokratische Europa 
erstrebte im Gemeinsamen Markt auch ein 
Instrument der Demokratie.

Für die Juden in aller Welt ist das Gedeihen 
Israels ein persönliches Anliegen, und zwar 
mit gutem Grund. Andererseits wird Franzo-
sen und Engländern nichts passieren, wenn 
sie die Existenz Israels untergraben; daß aber 
damit ihre Demokratie weiteren Schaden 
nimmt, ist fraglos. Der Versuch, Grundfragen 
des demokratischen Zusammenlebens auf dem 
Weg des geringsten Widerstandes zu lösen, 
wird Schule machen, hat jedenfalls schon 
Frankreich auf Wege gewiesen, die von parla-
mentarischer Demokratie immer weiter weg-
führen. Die israelische Demokratie ist heute 
eigenständig und kann durchaus auch abge- 
schnitten von ihrem europäischen Mutterbo-
den existieren, und doch wäre es ein großes 
Glück, wenn sie sich in weitgehender Solidari-
tät mit den europäischen Demokratien ent-
wickeln könnte: Ein demokratischer „common 
market“ und ein „pool“ politischer und ge-
sellschaftlicher Erfahrung würden dem Ent-
wicklungsgang der parlamentarischen Demo-
kratie Kontinuität und Festigkeit verleihen, 
die ihre Zukunft verbürgten. Da, wo wir un-
ser demokratisches Leben angefangen haben, 
und wie wir es angefangen haben, würden 
wir gerne weiter wirken, wenn nur die euro-
päischen Demokratien uns nicht im Stiche 
lassen.



Peter Hüttenberger

Politische Kultur und politische Entwicklung

Motive für die Ausarbeitung einer neuen Konzeption

Ende der fünfziger Jahre nahmen einige ame-
rikanische Politikwissenschaftler, vor allem 
Gabriel Almond, Sidney Verba und Lucian 
Pye, ein großzügiges Forschungsprogramm in 
Angriff, dessen theoretischen Ansatz sie unter 
den Stichworten „politische Kultur“ und „po-
litische Entwicklung" zusammenfaßten1). Bei-
de Formeln sind dabei komplementär aufein-
ander bezogen, wobei bestimmte Aspekte der 
Kultur als Funktion der politischen Entwick-
lung und Modernisierung eines Landes ver-
standen werden.

2) Dankwart Rüstow, New Horizonts for Compara- 
tive Politics, in: Comparative Politics, London 
1963, S. 64.
3) So auch Lucian W. Pye: „The concept of politi- 
cal culture thus suggests that the traditions of a 
society, the spirit of its public institutions, the 
passions and the collective reasoning of its 
citizenry, and the style and operating Codes of 
its leaders are not just random products of histor- 
cal experience but fit together as a part of a 
meaningful whole and constitute an intelligible 
web of relations." Political Culture and Political 
Development, S. 7.
4) Es wuchs auch die Einsicht, daß die Kluft zwi-
schen der behavioristischen Individualpsychologie 
und der makro-soziologischen Analyse unbedingt 
überbrückt werden müsse.

Im Zeichen dieses Ansatzes erschienen in der 
ersten Hälfte der sechziger Jahre rasch nach-
einander eine Reihe von Studien, unter denen 
die „The Ciric Civic Culture" von Almond/ 
Verba und der von Pye/Verba herausgegebe-
ne Sammelband „Political Culture and Politi-
cal Development" mit Beiträgen u. a. über Ja-
pan, England, die Türkei, Indien, Italien, 
Äthiopien, Ägypten und die Bundesrepublik 
Deutschland herausragen.

Welche Absichten und Motive lagen der Aus-
arbeitung dieser in der Politikwissenschaft 
neuen Konzeption zugrunde? Die Anstöße ka-
men aus drei unterschiedlichen Bereichen.

Almond gelangte erstens zu der Ansicht, daß 
die strukturell-funktionalistische Systemtheo-
rie und im weiteren Rahmen auch die ver-
gleichende Politikwissenschaft sich bisher 
ausschließlich an den Begriffen Staat, Nation 
und Regierung orientiert habe und deshalb 
sich nicht aus der juristischen Betrachtungs-

1) Political Culture and Political Development, ed. 
by Lucian W. Pye and Sidney Verba, Princeton 
1965; Gabriel Almond, The Civic Culture, Political 
Attitudes and Democracy in five Nations, Prince-
ton 1963.

weise und deren Dogmen habe lösen können. 
Auch die ergänzende Erforschung der Partei-
en und Verbände habe unter diesem Gesichts-
punkt keinen entscheidenden Fortschritt ge-
bracht. Das Phänomen Politik werde jedoch 
erst in einem weiteren Horizont als der Funk-
tionsanalyse von staatlichen Institutionen 
und Parteien deutlich.

Zweitens kritisierte Almond, daß die Inhalte 
und Formen der nationalstaatlichen Betrach-
tungsweise in der Politikwissenschaft durch 
westliche Vorbilder geprägt seien und daher 
keineswegs ausreichten, um politische Syste-
me nicht-westlichen Charakters, z. B. sowje-
tische oder traditionalistische Asiens und Afri-
kas, zu erklären und zu beschreiben2). In die-
sem Sinne bildete die Ausarbeitung der Kon-
zeption von der politischen Kultur einen Ver-
such, die politischen Probleme 

3

der Dritten 
Welt von deren eigenen Kategorien her zu 
verstehen ).

Drittens ging es um ein Umdenken in der 
amerikanischen Politikwissenschaft4). Dieser 



Wandel beruhte auf der wachsenden Einsicht, 
daß die amerikanischen Staats- und Regie-
rungsinstitutionen nicht ohne weiteres, also 
nicht ohne eingehende kulturelle Verände-
rungen, in Länder mit anderen Traditionen 
eingepflanzt werden könnten. Almond meint 
an einer Stelle, es genüge nicht, nur die äuße-
ren Formen zu vermitteln, sondern das Erle-
ben von Demokratie sei eine Sache der Hal-
tung und des Fühlens.

Wie einschneidend dieser selbstkritische 
Reflexionsvorgang ist, wird deutlich, wenn 
man gegen die Arbeiten von Almond/Verba 
das Schrifttum der amerikanischen Besat-
zungsbehörden in Deutschland hält, das eben-
falls unter Titeln wie „Politische Kultur" oder 
„Politischer Fortschritt" meist naiv die Über-
legenheit und universale Anwendbarkeit von 
formalen Prinzipien amerikanischer Demokra-
tie als Vorbild für die „Reeducation" Deutsch-
lands 5 anpries ).

Dieses Umdenken markiert jedoch nicht nur 
eine theoretische Weiterentwicklung der Poli-
tikwissenschaft, sondern es birgt auch prakti-
sche Aspekte in sich. Almond stellt in einem 
Aufsatz über „politische Systeme" fest, die 
USA hätten ihre Interessen über die gesamte 
Welt hin ausgedehnt, und es ginge nicht 
mehr an, daß eine politische Krise in Indochi-

na oder Frankreich von ihnen nur noch wie 
in der Zeit des Isolationismus als eine kuriose 
Krankheit betrachtet würde6). Die Autoren 
der „Politischen Kultur" waren sich also auch 
über die Notwendigkeit einer Ausweitung des 
theoretisch-wissenschaftlichen Instrumenta-
riums im Dienste der weltweiten Aufgaben 
ihres Landes bewußt, zumal es sich erwies, 
daß die Probleme der Entwicklungshilfe in 
den gerade entkolonialisierten Staaten Afri-
kas und Asiens eine größere Elastizität des 
Handelns erforderten als bisher. Andererseits 
wollten Almond und seine Mitarbeiter sich 
nicht damit begnügen, die jeweiligen politi-
schen Systeme nur in ihrer geschichtlichen 
Individualität zu verstehen, sondern sie ver-
suchten, einen Bezugsrahmen zu finden, in-
nerhalb dessen die unterschiedlichen Kultu-
ren vergleichbar gemacht werden konnten, 
denn erst der Vergleich erlaubt die Ausarbei-
tung von Handlungsmodellen.

5) Vor allem die Vertreter der sogenannten Out-
law-Theorie in den US-Besatzungsbehörden 
Deutschlands sahen im Nationalsozialismus nur 
einen Abfall von der Moral und dem internatio-
nalen Recht, der auf der Basis demokratischer In-
stitutionen wieder aufgehoben werden sollte. Das 
bedeutete eine formale Übertragung amerikani-
scher politischer Gewohnheiten und Einrichtungen 
ohne Abänderung der deutschen Traditionen. Lutz 
Niethammer, Entnazifizierung in Bayern, Frank-
furt 1972.

6) Gabriel Almond, The American People and 
Foreign Policy, New York 1960, S. XII.
7) Bronislaw Malinowski, A Scientific Theory of 
Culture, University of North Carolina Press 1944.
8) Heinrich Rickert, Grundprobleme der Philoso-
phie, Tübingen 1934, S. 157 ff. Die Konzeption ist 
auch nicht verwandt mit: Alfred Weber, Kulturge-
schichte als Kultursoziologie, München 1951.
%) David Easton, A Framework for Political Analy-
sis, Eaglewood Cliffs 1965.

Es geht hier also nicht um eine allgemeine 
Theorie der Kultur etwa im Sinne von Bronis- 
law Malin 7owski ), auch nicht um ein neues 
System der Kulturwerte nach dem Vorbild 
von Heinrich Rickerts Anthropologie, sondern 
nur darum, politische Systeme in ihren kultu-
rellen Horizont einzufügen und dessen Funk-
tion für die vergleichen

8
de politische Theorie 

fruchtbar zu machen ).

Der Begriff „Politische Kultur"

Almond lehnt sich beim ersten Schritt seiner 
Überlegungen an die strukturell-funktionali-
stische Systemtheorie an, wie sie David 

Easton 9) vorgelegt hat. Eine Gesellschaft 
gliedert sich danach in zahlreiche Einheiten, 
welche durch die sie jeweils prägenden sozia-
len Rollen charakterisiert werden. Diese Ein-



heiten stehen miteinander handelnd in Bezie-
hung, in Interaktionen, die schon wegen der 
Konstanz der ihnen zugrunde liegenden Rol-
len als stabil angesehen werden müssen 10).  
Ein soziales System bezeichnet Almond dann 
als ein Ensemble von Rollen in Interaktion. Er 
ist der Überzeugung, daß das Rollenmodell 
anpassungsfähiger die politische Wirklichkeit 
beschreiben kann als die von ihm als statisch 
interpretierten Termini der Staats- und Regie-
rungslehre und daß dadurch die Politikwis-
senschaft der Länder der Dritten Welt sich 
aus der Umklammerung der herkömmlichen 
Staatstheorie zu lösen vermöge. Im Unter-
schied zu Easton orientiert er sein System je-
doch nicht an einem Idealzustand, sondern in 
realistischer Sicht nur an der Entwicklungs-
stufe des modernsten historisch gegebenen 
und empirisch beobachtbaren Systems.

Welche kulturellen Grundlagen bestimmen 
nun die Rollen der Handelnden in einem Sy-
stem? Im Anschluß an Almond definiert Ver-
ba in seinem Aufsatz „Comparative Political 
Culture" Kultur als die Gesamtheit relativ 
konstanter Ansichten, Symbole und Wert-
schemata eines Volkes, auf denen das politi-
sche System beruht und die die Atmosphäre 
und 

11
Situation prägen, in denen politische 

Handlungen sich volziehen  ). Das politi-
sche System ist demnach eingebettet in be-

10) Gabriel Almond, The Functional Aspects of 
Political Systems, in: Comparative Government, 
London 1969, S. 15; sowie: G. Almond und G. B. 
Powell, The Political System, in: Comparative 
Government ... S. 11.
11) Dieser Begriff ähnelt in manchem Edward B. 
Tylors Kulturbegiff: „Kultur ... ist jenes komplexe 
Ganze, das Kenntnisse, Glaubensvorstellungen, 
Künste, Sitten, Rechte, Gewohnheiten und jede an-
dere Art von Fähigkeiten und Dauerbetätigungen 
umfaßt, die der Mensch als Mitglied einer Gesell-
schaft erwirbt“ (so im Vorwort zu „Primitive Cul-
ture“, London 1913). Verba verkürzt diesen Be-
griff jedoch nach den Notwendigkeiten seines poli-
tisch-theoretischen Interesses. Er übergeht dabei 
jedoch die Kritik, die seit den zwanziger Jahren 
gegen Tylor erhoben wurde. Hierzu: Leslie A. 
White, Der Begriff Kultur, in: Kultur, hrsg. von 
C. A. Schmitz, Frankfurt 1963, S. 359. 

stimmte allgemeine Verhaltensmuster, die 
von Verba unter dem Begriff „basic belief Sy-
stems" zusammengefaßt werden. Diese „basic 
belief Systems" bestehen aus existentiellen 
Glaubenshaltungen, aus Normen, die die Ver-
haltensziele festlegen, Prinzipien, die die Mit-
tel zur Erlangung dieser Ziele regulieren, so-
wie schließlich aus emotionalen Bindungen. 
Sie formen das Verhalten von Individuen ge-
genüber dem politischen Leben und bilden so 
ein System von Kontrollen über die politi-
schen Interaktionen sowie die Grundlage po-
litischer Ideologien. Politische Kultur eines 
Volkes bildet daher vor allem die Verbindung 
zwischen der Ebene der Entscheidungsinstan-
zen und den Individuen i

12
n ihrer Reaktion auf 

die Entscheidungen ).

Kernstück der politischen Kultur sind also 
Grundüberzeugungen, die von den Mitgliedern 
einer Gemeinschaft als selbstverständlich an-
erkannt werden; jeder nimmt sie hin und 
meint, auch andere nähmen sie ebenso ohne 
Widerspruch hin. Diese Grundüberzeugunaen 
schaffen und erhalten Vertrauen sowohl zwi-
schen den Mitgliedern eines Volkes als auch 
eines jeden gegenüber der Regierung13). Es 

12) Sidney Verba, Comparative Political Culture, 
in: Political Culture and Political Development, 
S. 513—517.
13) Der Begriff ,basic belief Systems' stimmt auf-
fallend mit dem Begriff .Basisgewohnheiten' von 
Arnold Gehlen überein: „Das so institutionalisierte 
Verhalten wird eben dadurch, daß es der Interven-
tion des Bewußtseins entgleitet und sich ablagert, 
auch stabilisiert; es wird kritikfest und einwands-
immun und so die Basis für ein höheres, auf ihm 
erwachsendes variables Verhalten ... Man kann 
diesen wichtigen Entlastungsvorgang, bei dem die 
Gewohnheitsbildung die Basis für ein höheres Ver-
halten legt, sogar bis in den bedingten Reflex hin-
ein verfolgen." Arnold Gehlen, Der Mensch, Bonn 
1955, S. 69 ff. Sowohl die ,basic belief Systems' 
als auch die .Basisgewohnheiten' stabilisieren ge-
sellschaftliches Verhalten und verleihen dem Um-
gang der Menschen miteinander eine gewisse Kal- 
kulierbarkeit. Allerdings bilden die .basic belief 
Systems' Hindernisse für eine wirtschaftliche und 
politische Entwicklung, während die .Basisgewohn-
heiten' Entlastungsfunktionen beim kulturellen 
Fortschritt übernehmen. Hier wird also die Ambi-
valenz von herrschenden Wertsystemen deutlich.



handelt sich dabei also nicht um vordergrün-
dige, an aktuelle Interessen gebundene Ideo-
logien und Programme, sondern um relativ fe-
ste Grundstrukturen, die ein System stabili-
sieren und die rationale Austragung von Kon-
flikten 14erst ermöglichen ).

Allerdings wird dieser Begriff von seinen Au-
toren unterschiedlich weit ausgelegt. Almond 
faßt ihn in seinem Buch „The Civic Culture" 
eng. Ihn interessiert vor allem die Frage, wel-
che Bedeutung die Mitglieder eines politi-
schen Systems ihren nationalen und lokalen 
politischen Einrichtungen zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt beimessen15). Verba dagegen 
vertritt eine weitere Konzeption; ihm geht es 
vor allem darum, auch die historischen 
Aspekte in den Griff zu bekommen und das 
jeweils gegebene Bündel der Grundüberzeu-
gungen selbst wiederum zu erklären. Er sieht 
in den Grundüberzeugungen den Garant der 
Stabilität und Selbsterhaltung eines politi-
schen Systems. Sind sie in einer Wandlung 
begriffen, dann ist auch mit Instabilität zu 
rechnen, was praktisch für den Politiker be-
deutet, daß er in den Grundüberzeugungen ei-
nen Indikator zur Hand hat, der ihm die Kri-
senhaftigkeit von Gesellschaft und Politik ei-
nes Landes anzeigen kann16 ). Wichtigste 
Funktion der Grundüberzeugungen ist so die 
Bildung oder Verhinderung von Identitätsge-
fühlen innerhalb eines Volkes; z. B. stellt 
La Palombara über Italien fest, daß die unter-
schiedlichen Kulturen zwischen dem Norden 
und dem Süden des Lande ein Hin
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dernis für 
eine wirkliche Identifizierung der gesamten 
Bevölkerung mit dem in seiner Anlage demo- 
kratisch verfaßten Staat bedeuten ) . Oder

14) Lucian W. Pye, Political Culture and Political 
Development, S. 13. Die ,basic belief Systems' die-
nen hier ausdrücklich als die Grundlage von Ideo-
logien und bestimmen deren Richtungen.
15) Gabriel Almond, The Civic Culture, Princeton 
1963.
16) Andererseits aber können sie von Eliten auch 
zu Manipulationen in der Politik benutzt werden.
17) Joseph La Palombara, Italy: Fragmentation, 
Isolation and Alienation, in: Political Culture and 
Political Development, S. 299 ff.

18) Es handelt sich hierbei um einen sozialpsycho- 
logischen Begriff, der der Reflexion über die Pro-
bleme der segmentierten amerikanischen Gesell-
schaft entstammt. Insofern werden, wenn auch nicht 
unmittelbar, amerikanische Vorstellungen auf an-
dere Kulturen übertragen.

Pye weist an einer Stelle darauf hin, daß die 
Arbeiterbewegung in der Wilhelminischen 
Ära Deutschlands einen Keil in das Identitäts-
gefüge des Volkes mit dem Staat getrieben 
habe, der erst im „Burgfrieden" von 1914 not-
dürftig beseitigt worden sei.

Identität 18 ) wird somit zu einem zentralen 
Terminus in der Konzeption der politischen 
Kultur. Im Sinne der Systemtheorie ist die 
Stabilität oder Instabilität eines Systems ein 
Ergebnis des Grades und der Intensität, mit 
denen sich ein Volk mit einem politischen 
Regime identifiziert. Dabei intendiert der 
Identitätsbegriff keine nationalistischen Ge-
fühle nach außen, obgleich Nationalismen ein 
Bestandteil einer politischen Kultur sein kön-
nen, sondern nur die Frage nach der Kohä-
renz und dem Bestand von politischen Syste-
men. Allerdings birgt dieser Ansatz eine Rei-
he von Problemen.

Kritik des Begriffs

Der Kulturbegriff wird erstens allzu einseitig 
auf die Nation als System bezogen. Ein sol-
ches Vorgehen stellt eine Vereinfachung dar, 
die zwar praktische Forschung durch Begren-
zung des Gegenstandes erleichtert, aber doch 
auch den Blick für die Zusammenhänge der 
Supranationalität von Kulturen verstellt. 
Einige Autoren des Bandes „Political Cultu-
re and Political Development" sind sich die-
ses Problems durchaus bewußt. Die meisten 
Arbeiten beschränken sich jedoch auf National-
staaten. Berücksichtigt man aber, daß die In-
stabilität zahlreicher Staaten gegenwärtig ge-
rade von Einflüssen supranationaler Natur, 
etwa von dem Eindringen des Kommunismus 
oder Strömungen innerhalb der islamischen



Welt 19), abhängen, bedenkt man andererseits 
die engen Verflechtungen der Industrienatio-
nen etwa in der Europäischen Gemeinschaft, 
die trotz aller unterschiedlicher nationaler 
Kulturen doch relativ stabil und für die ein-
zelnen Mitgliedstaaten von entscheidender 
Bedeutung ist, dann erscheint mir die Be-
schränkung auf die Untersuchung von Natio-
nalstaaten nicht unbedenklich, zumindest ein 
wenig veraltet. Systemtheoretisch gesehen 
sind bei dieser Konzeption das Problem der 
Grenzen des Systems und des Innen- und Au-
ßenaustausches noch nicht endgültig gelöst.

Zweitens erhebt sich die Frage nach der em-
pirischen Erfas ung der Grundüberzeugungen 
eines Volkes. Im „Civic Culture“ explizieren 
Almond und Verba ihre Methode. Sie greifen 
dabei auf die von Paul Lazarsfeld entwickel-
ten Techniken der Analyse von Wahlverhal-
ten zurück und versuchen sie für die verglei-
chende Betrachtung fruchtbar zu machen. Sie 
bedienen sich dabei vor allem standardisier-
ter Interviews, die sie sorgfältig nach Bildung 
und sozialer Schichtung ausgewählten Perso-
nenkreisen in fünf Nationen, den USA, 
Großbritannien, Italien, der Bundesrepublik 
und Mexiko, vorlegten. Almond gibt aber zu, 
daß dieses Verfahren nicht ohne Probleme 
sei 20). Zum einen ließen sich die in den Inter-
views zusammengestellten Fragen für die Be-
fragten nicht vollkommen unmißverständlich 
übersetzen, da es sich bald herausstellte, daß 
die im Kontext eines Satzes mitschwingenden 
Assoziationen in den unterschiedlichen Kul-
turkreisen auch verschieden waren, zum an-
deren besitzen die in den Fragen angespro-
chenen Institutionen der einzelnen Länder ei-
nen oft kaum vergleichbaren Stellenwert im 
System. Zum Beispiel untersucht Almond die 

19) Hierzu gehört z. B. die Spannung zwischen dem 
Nationalismus der Staaten im arabischen Raum 
und dem Gedanken des Panarabertums (al-umma 
al-arabiyya) oder gar der panislamischen Gemein-
schaft, mit der die Nationalstaaten Pakistan, Indo-
nesien oder Türkei ebenfalls Führungsansprüche 
stellen. Louis Gardet, LTslarn, Religion et Cummu- 
naute, Roermond 1970, S. 333 ff.
20) Gabriel Almond, The Civic Culture, S. 43 ff.

21) Ebenfalls Gabriel Almond, The Civic Culture, 
S. 176.

Haltung der Bevölkerung der oben genannten 
fünf Nationen hinsichtlich ihrer Einstellung 
gegenüber einer aktiven Teilnahme an der 
Gemeindepolitik. Seine Erhebungen ergaben, 
daß in den USA 51 0/0 der Befragten, in Groß-
britannien 39 °/o, in der Bundesrepublik 
Deutschland 20 °/o, in Mexiko 20 °/o und in 
Italien 10% eine solche Aktivität für erfor-
derlich hielten21 ). Aufgrund dessen deutet er 
vorsichtig an, daß die USA wohl das demo-
kratisch stabilste Land seien, weil sie über 
ein reiches Gemeindeleben verfügten. Hier 
wird Demokratie an einem für die USA be-
zeichnenden Wertmaßstab gemessen, der für 
Länder mit anderer Geschichte und anderen 
Rechtstraditionen nicht ohne weiteres gültig 
ist. So haben seine Ergebnisse manchmal ei-
nen geringen Aussagewert, da bestimmte 
Verhaltensweisen und Einstellungen sowohl 
von den Grundüberzeugungen der Bevölke-
rung gegenüber dem Gesamtsystem als aber 
auch von der spezifischen Position etwa der 
Gemeinden innerhalb einer Staatsverwaltung 
abhängen können. Angenommen, die Bedeu-
tung von Gemeinden ist gering und deshalb 
von der Bevölkerung auch gering einge-
schätzt, so heißt das nicht unbedingt, daß des-
halb die Stabilität der Demokratie eines Sy-
stems ebenfalls gering sein muß. Erst außer-
ordentlich umfangreiche Kontrollbefragungen 
könnten hier Klarheit schaffen. Derart umfang-
reiche Befragungen benötigen jedoch einen 
hohen Zeitaufwand, so daß, wie Almond ein-
räumt, die Zeitgleichheit der Interviews sel-
ten gegeben ist. Dies ist jedoch für den Ver-
gleich erforderlich, um die aus historischer 
Fortentwicklung sich ergebenden Verzerrun-
gen auszuschalten. Der Zeitfaktor bildet 
durchaus kein nebensächliches Problem, da 
die Konzeption der politischen Kultur welt-
weit angelegt ist und somit in der methodi-
schen Ausführung vor erheblichen techni-
schen Aufgaben steht.

Drittens ist zu bedenken, daß Identifizierung 
oder Nichtidentifizierung von Individuen oder



Gruppen mit ihrem politischen System durch-
aus nicht nur den „basic belief svstems" 
entspringt, sondern vielmehr auch wirtschaft-
lichen und machtpolitischen Gegensätzen. 
Erst die wechselseitige Abhängigkeit von 
Grundüberzeugungen und ökonomisch-politi-
schen Faktoren, die überdies meist auch au-
ßerhalb eines Systems liegen können, macht

Der Begriff „Politische Entwicklung"

Bisher gingen die Betrachtungen von einem 
weitgehend statisch gefaßten Systembegriff 
aus. Nun muß die historische Dimension, die 
in der Konzeption von der politischen Kultur 
liegt, nämlich „politische Entwicklung", mit-
einbezogen werden. Verba ist überzeugt, daß 
politische Entwicklung vom jeweiligen Stand 
einer Kultur abhängt. Traditionalistische 
Grundüberzeugungen halten demnach die Mo-
dernisierung eines Landes auf und erst deren 
Überwindung gibt den Weg für ein demokra-
tische System frei. Ja, Verba sieht die Auflö-
sung veralteter politischer Kulturen, wie sie 
etwa in Indien oder Ägypten bewußt ange-
strebt wird, als eine der Hauptaufgaben poli-
tischer Systeme an. Nach welchen Kriterien 
soll sich nun politische Entwicklung vollzie-
hen? Verba nennt vier.

1. Der Wandel vom Untertanenstatus des 
einzelnen Individuums zum aktiven Staats-
bürger mit Einsicht in die Notwendigkeit der 
Teilnahme am öffentlichen Leben und mit Ge-
fühl für die Prinzipien der Gleichheit und An-
erkennung allgemeingültiger Regeln und Ge-
setze.

2. Die Fähigkeit eines Systems, die öffentli-
chen Angelegenheiten zu regeln, Konflikte zu 
kontrollieren und mit den Ansprüchen der 
Bürger zurechtzukommen.

3. Die wachsende strukturelle Aufgliede-
rung eines sozialen Systems sowie die zuneh-
mende Leistungs- und Anpassungsfähigkeit 

dessen Stabilität aus. Die Weimarer Republik 
bietet ein gutes Beispiel für das Ineinander-
greifen dieser Zusammenhänge. Allerdings 
können in der Tat die in einer politischen und 
wirtschaftlichen Krise auftretenden Verände-
rungen der Grundüberzeugungen ein brauch-
barer Indikator für die Tiefe und das Ausmaß 
der Krise sein und einen sich anbahnenden 
Strukturwandel deutlich werden lassen.

seiner Funktionsträger gegenüber den Anfor-
derungen seiner Mitglieder und der Umwelt, 
ohne daß durch diesen Differenzierungsprozeß 
die Homogenität unter den Beteiligten verlo-
rengeht, und

4. eine Säkularisierung der Politik, in deren 
Verlauf die Menschen ihre Probleme rational, 
analytisch und empirisch zu lösen ler-
nen 23 ).

Die Logik dieses Katalogs orientiert sich of-
fensichtlich am Vorbild westlicher Industrie-
nationen mit ihrem hohen Grad der Arbeits-
teilung in Verwaltung und im intermediären 
Bereich der Politik, den Parteien und Verbän-
den, ferner mit ihrer Fähigkeit, die elementa-
ren Bedürfnisse der Bürger zu befriedigen, ja 
dem Bürger, wie in der Bundesrepublik, sogar 
einen rechtlichen Anspruch auf Versorgung 
und Bildung zuzuweisen, und schließlich der 
Ausdehnung der egalitären Gesinnung. In der 
Tat kommt in einem so arbeitsteiligen und 
auf politische Gleichheit angelegten System 
der freiwilligen, auf gemeinsamen Grundüber-
zeugungen beruhenden Identifikation der Bür-
ger mit dem Staat und den Mitbürgern eine 
entscheidende Bedeutung zu. Das Gegenteil 
bilden die traditionalistischen Systeme der 
Dritten Welt, bei Almond auch als „parochia- 
le" (z. B. die in Stämme, Clans, Kasten oder 
Familien zergliederten Gesellschaften, wie sie 
noch in Afrika oder Asien vorkommen) be-

23) Lucian W. Pye, Political Culture and Political 
Development, S. 13.22) Hier tauchen Gedanken David Eastons auf.



zeichnet24). Sie werden charakterisiert durch 
eine weite Kluft zwischen den in heterogenen 
und in diffusen sozialen Ordnungen lebenden 
Untertanen und der Führung sowie durch 
die relativ wenigen Aufgaben, die die Regie-
rung gegenüber den Untertanen erfüllt25 ). 
Unter diesem Aspekt betrachtet Dankwart 
Rüstow die osmanische Türkei vor den Refor-
men des 19. und 20. Jahrhunderts. Zur Ver-
deutlichung möchte ich auf dieses Beispiel 
näher eingehen.

27) Afaf Lutfi al-Sayyid Marsot, Die ostarabische 
Welt von Ägypten bis zum Irak ausschließlich des 
Sudan, in: Der Islam, S. 325.
28) Gabriel Almond, The Civic Culture, S. 12, so-
wie: Sidney Verba, The Remaking of Political 
Culture, in: Political Culture and Political Deve-
lopment, S. 133.

Die Organisation des Staates (devlet) war 
demnach im Prinzip zweigliedrig. Sie zerfiel 
in die Oberschicht der Osmanen mit dem Pa- 
dischah an der Spitze und die Masse der Un-
tertanen (rayya), deren Angehörige im we-
sentlichen als Sklaven des Padischah betrach-
tet wurden. Den Untertanen stand es jedoch 
frei, in den Bereichen des Lebens, die nicht 
zum Staatsapparat gehörten, ihre Gemein-
schaft (millet) zu gestalten. Die Vermittlung 
zwischen Führung und Gemeinschaften fiel 
den Oberhäuptern der milletler zu, dem Seyh 
ül-islam für die Muselmanen, dem Patriarchen 
für die orthodoxen Christen und dem Rabbi-
ner (haham ba) für die Juden. Der einzelne 
Untertan war dem Staat nicht unmittelbar 
verantwortlich, und er konnte auch an ihm 
keinen Anteil nehmen, es sei denn, er stieg 
über das Devirme-System in die Schicht der 
Osmanen auf. Er war integriert in eine Ge-
meinschaft, die zahlreiche Funktionen wahr-
nahm, welche in einem modernen politischen 
System der sta tlichen Verwaltung zukom-
men: Erziehung, öffentliche Ordnung, Rechts-
pflege, Gesundheitswesen und Steuereintrei-
bung26 ). Den Untertanen fehlte vor allem ein 
Identitätsbewußtsein mit dem Staat; in weiten 

24) Gabriel Almond, The Civic Culture, S. 23.
25) Diese zugespitzte Betrachtungsweise ist nur 
möglich, wenn man als Vergleichsmaßstab die bü-
rokratisch straff organisierten Staaten der Indu-
strienationen im Auge hat. Zu diesem Problem 
auch: Joseph La Palombara, Bureaucracy and Poli-
tical Development, Princeton 1963.
26) Stanford J. Shaw, Das osmanische Reich und die 
moderne Türkei, in: Der Islam. Die islamischen 
Reiche nach dem Fall von Konstantinopel, Frank-
furt 1971, S. 87 ff.

Kreisen herrschten vielmehr Mißtrauen oder 
Gleichgültigkeit gegenüber den öffentlichen 
Institutionen. Besonders kraß waren die Ver-
hältnisse in Ägypten, wo die Herrschaft des 
Sultans mit Beginn des 19. Jahrhunderts stän-
dig a 27bnahm ).

Die Konzeption der politischen Kultur und 
politischen Entwicklung konzentriert sich so-
mit auf die Frage, wie es gelingt, einen desin-
tegrierten Staat, der den Anforderungen demo-
kratischer Prinzipien und nationaler Wohlfahrt 
nicht gewachsen ist, auf eine höhere Stufe zu 
stellen und den von Pye angegebenen Moder-
nitätskriterien anzupassen. Dabei kommt es 
auf zweierlei an: Zum einen, daß in den ent-
sprechenden Ländern sich nach dem Maßstab 
der angegebenen Kriterien nationale Eliten 
bilden, die bereit sind, nach und nach den 
Partikularismus in den „basic belief Systems" 
zu beseitigen, und zum anderen, daß Erzie-
hungsprozesse innerhalb der Familien, Dörfer 
und Clans in Gang gebracht werden, wozu 
vor allem der Abbau patriarchalischer Fami-
lienstrukturen bei gleichzeitiger Auflösung 
der Großfamilien als Wirtschaftseinheit ge-
hört, um so überhaupt die aktive Persönlich-
keit freizusetzen. Das Endergebnis soll dann 
nach Almond/Verba eine „rational activist- 
culture" sein, in der die demokratische Imprä-
gnation über das nur informierte und zweckra- 
tionale Verhalten einer reinen „civic culture" 
hinausgeht. Die „rational activist-culture" 
manifestiert sich im Stolz der Bevölkerung 
auf ihre politischen Einrichtungen, während 
eine „civic culture" zwar den demokratischen 
Staat akzeptiert, ihren Stolz jedoch eher den 
wirtschaftlichen oder künstlerischen Leistun-
gen zuwendet. Nach dieser Konzeption soll 
sich also die •politische Entwicklung in drei 
Phasen vom parochialen System zur „civic 
culture" und auf der höchsten Stufe zur „ra-
tional activist-culture" vollziehen287).



Kritik des Begriffes

1. Dieser Aspekt des Ansatzes der „Politi-
schen Entwicklung“ birgt ebenfalls einige 
Probleme. Mit der Einführung der notwendig 
historischen Betrachtungsweise reicht die von 
Almond/Verba in „The Civic Culture“ ange-
wendete Methode der empirischen Datenerhe-
bung durch Interviews nicht aus. Einerseits 
liegt für die Vergangenheit kein adäquates 
statistisches Material vor, ja es fehlt sogar 
dort, wo politische Systeme schon einen ge-
wissen Modemitätsgrad erreicht haben, zum 
anderen werfen gerade in den sich entwik- 
kelnden Gesellschaften, in denen sich heimi-
sches und westliches Denken mischt, die Be-
fragungen nicht unerhebliche semantische 
Probleme auf. So kann z. B. das indonesische 
Wort für Individuum, „peribadi", das in die-
sem Zusammenhang durchaus wichtig ist, ei-
nerseits zwischen den älteren Bedeutungen 
„allein* und oft in mythischem Sinne „selbst“ 
und Individuum im europäischen Sinne ande-
rerseits schwanken, je nachdem, wer es ver-
wendet. Die Sprachen der sich gegenwärtig 
modernisierenden Völker sind in einem ra-
schen Wandel begriffen, so daß heute noch 
gültige Erhebungsergebnisse schon in weni-
gen Jahren überholt sein und mit erneut an-
gestellten Befragungen nicht mehr unbedingt 
verglichen werden können. So verzichten 
die meisten Autoren des Bandes „Political 
Culture and Political Development" auf Befra-
gungen und bedienen sich statt dessen der In-
terpretation historischer Quellen oder der 
Analyse von Wahlen und Statistiken der na-
tionalen Verwaltungen. Sie unterliegen hier 
gewissen methodischen Schwankungen, die 
zwar die angestrebte Präzision des ursprüng-
lichen Ansatzes einschränken, dennoch nicht 
unfruchtbar sind.

2. Probleme wirft auch der Katalog der Mo- 
dernitätskriterien auf. Seine augenfällige Be-
tonung des aktiven, autonomen Bürgers, der 
seine Persönlichkeit durch Teilnahme z. B. an 
politischen Parteien, Vereinen und Verbänden 
entfaltet, weist auf die „politische Kultur" 
und Anthropologie der USA hin, die damit als 

Vorbild dieser Konzeption und als system- 
theoretisches Bezugskriterium hoher Moderni-
tät dient. Angesichts dessen erhebt sich aber 
die Frage, ob einerseits das Wertsystem der 
USA tatsächlich vorbildlich sein muß und an-
dererseits, ob die daraus abgeleiteten Moder-
nitätskriterien für den kulturellen Wandel an-
derer Länder maßgeblich sind. Unter diesem 
Gesichtspunkt besitzt der Katalog vor allem 
nur einen heuristischen Wert für die Feststel-
lung von Veränderungen. Denn es gibt im-
merhin Versuche in Afrika29 ) und Asien, die 
unter Einbeziehung heimischer Traditionen 
die politischen Probleme der Gegenwart be-
wältigen wollen.

29) So in Lybien, Algerien und Tansania. (In Tan-
sania z. B. wurden bis jetzt 4 400 sogenannte
„Ujamaa"-Dörfer gegründet. „Ujamaa“ bedeute'
die Verpflichtung, für alle zu arbeiten. Der Begriff
beruht auf traditionellen, freilich im wesentlicher
auf die Familie zugeschnittenen Vorstellungen in-
nerhalb der ostafrikanischen Gesellschaft.)
30) Stanley Hoffmann, International Relations. The 
long Road to Theory, in: Die Lehre von den in-
ternationalen Beziehungen, Darmstadt 1969 
S. 255 ff.

3. Die schwersten Bedenken freilich liegen 
im systemtheoretischen Ansatz. Er beschränkt 
sich in seiner Zielsetzung im wesentlichen 
auf Integration und Desintegration, also auf 
die Stabilität eines politischen Regimes, wo-
bei Konflikte als Dysfunktionen aufgefaßt 
werden. Stanley Hoffmann bemerkt dazu, daß 
der Status quo so leicht zum empirischen und 
normativen Angelpunkt der strukturell funk-
tionalistischen Systemtheorie wird ). Es 
wird eben nicht mehr gefragt, wozu ein mo-
dernes System existiert und ob nicht Konflik-
te doch notwendig sind, um es am Leben zu 
erhalten und zu entwickeln. Bedenkt man an-
dererseits aber, daß Almond bei der Ausar-
beitung seiner Konzeption als eines seiner 
Motive auch die weltweiten Interessen der 
USA zugrunde legte und daß in diesem Zu-
sammenhang die Krisenhaftigkeit bestimmter 
Länder als Problem der USA betrachtet wur-
de, dann paßt das Stabilitätsdenken dieses 
systemtheoretischen Ansatzes durchaus in 
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bestimmte Bereiche des außenpolitischen Kal-
küls der Vereinigten Staaten.

Bei aller Kritik an der einseitig nationalstaat-
lichen Betrachtungsweise der Kultur und dem 
Stabilitätsdenken, das freilich überwunden 
werden kann, besitzt die Beschäftigung mit 
der Funktion der politischen Kultur für ein 
politisches System doch einen erheblichen 
theoretischen Wert für die Erforschung politi-
scher Entwicklungen. Nur genügt es nicht, 

sich auf die von Almond vertretene engere 
Fassung des Begriffes zu beschränken, son-
dern man sollte einerseits den weiteren 
Aspekt, wie ihn Verba darstellt, aufgreifen 
und entfalten, wozu vor allem die Frage nach 
den Prämissen der Grundüberzeugungen ge-
hört, also das epistemologische Denken in ei-
ner Kultur, und andererseits den supranatio- 
len Charakter von Kulturen weiter in den 
Vordergrund rücken, ohne jedoch den natio-
nalen zu vernachlässigen.



Ossip K. Flechtheim: Haben die Parteien noch eine Zukunft?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 1/74, S. 3—14

Ausgehend von der Kritik von Karl Marx und Constantin Frantz an den territorialstaatlich 
begrenzten Parteien von heute kontrastiert der Verfasser diese mit dem Typus einer über-
staatlichen Partei der Zukunft. Bei den heutigen Parteien überwiegt sowohl was die Bin-
nenstruktur anlangt wie angesichts ihrer Verflechtung mit dem Staat das tagespolitisch 
orientierte Sonderinteresse. Es kommt darauf an, dem langfristigen Universalinteresse des 
homo integralis auch in den Parteien zum Durchbruch zu verhelfen. Die Demokratisierung 
der Großparteien wie die Neubildung von Kleinparteien mag hierzu beitragen.

Schlomo Na’aman: Jüdische und israelische Gesellschaftsstrukturen in ihrer euro-
päischen Verbundenheit
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 1/74, S. 14—20

Die tiefgehende Europaverbundenheit, die das zahlenmäßig so schwache jüdische Palä-
stina gegenüber Europa in den dreißiger Jahren und während des Zweiten Weltkrieges 
bezeugte (Bürgerkrieg in Österreich und Spanien, die Krisen der Tschechoslowakei und 
Polens, Englands im Bombenkrieg und der Widerstand in den durch Hitler eroberten 
Staaten) ist nicht nur gesinnungsmäßig, sondern auch durch die demokratische Struktur 
der Gesellschaft des damaligen jüdischen Palästina (demokratische Selbstwehr, auf Frei-
willigkeit gründende National Vertretung, Genossenschaftsbewegung, Kibbuzim, Gewerk-
schaften) bestimmt. Die tiefgehende Durchdringung des gesamten Gesellschaftsaufbaus 
mit demokratischen Vorstellungen hat sich auch im jungen Staat Israel vollkommen 
durchgesetzt und es ermöglicht, die patriarchalisch konstituierten Gruppen orientalischer 
Juden zum Parlamentarismus zu erziehen.
Sozialgeschichtlich ist die Frage zu stellen, wie es kam, daß Juden aus dem despotisch 
regierten Zarenreich, die das Hauptkontingent der zionistischen Neueinwanderer stellten, 
sich demokratisch organisierten, wo sie doch subjektiv von autoritären Ideologien der 
russischen Revolutionsbewegung beeinflußt waren. Die Antwort ist in dem bestimmenden 
Einfluß der jüdischen Gemeinde zu sehen, die in den europäischen Ländern von Anbeginn 
republikanisch organisiert war und sich im 19. Jahrhundert auch demokratischen Vorstel-
lungen öffnete.
Die jüdische Gemeinde ist niemals nur eine Religionsgemeinschaft gewesen, sondern 
ebenso wie die europäische Stadtgemeinde, deren Zwillingsbruder sie ist, ein ausgebauter 
sozialer Organismus (Gilden, Klubs, Lehranstalten, soziale Kassen und Hilfswerke). Sie 
ist für die osteuropäischen Juden, selbst wenn sie jede religiöse Bindung abgestreift hat-
ten, das Bindeglied zur Außenwelt geblieben, und von ihrer sozialen und politischen 
Struktur haben die jungen revolutionären Zionisten, selbst wenn es ihrer politischen 
Einstellung durchaus nicht entsprach, die entscheidenden Impulse empfangen. Die jüdi-
sche Gemeinde, deren Habitus sich nur aus der Gesellschaftssphäre der europäischen 
Stadt erklärt, ist der integrierende Faktor in der Entwicklung der neuen jüdischen Ge-
sellschaft in Israel geworden; in ihr verkörpert sich die Europaverbundenheit des jungen 
Staates, die heute infolge des opportunistischen Abrückens Europas von Israel einer 
so harten Prüfung ausgesetzt ist. Zu hoffen bleibt, daß dieser Opportunismus einer Neu-
besinnung weichen wird.

Peter Hüttenberger: Politische Kultur und politische Entwicklung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 1/74, S. 21—29

Die zu Beginn der sechziger Jahre in erster Linie von Almond, Verba und Pye ausge-
arbeitete Konzeption der politischen Kultur soll die bislang vorherrschende staatsrecht-
liche Betrachtungsweise in der Politikwissenschaft überwinden helfen, mikro-soziologi-
sche mit makro-soziologischen Forschungsergebnissen verbinden und Vorgänge inner-
halb der neuen Staaten der Dritten Welt aus sich selbst heraus erklären. Sie greift dabei 
vor allem das Problem des Zusammenhanges zwischen Führungsschichten und Bevöl-
kerung in parochialen Kulturen auf und sucht nach Mitteln, mit deren Hilfe apolitische 
soziale Schichten lernen können, sich mit ihrer Nation zu identifizieren, ihre Interessen 
selbst zu vertreten und den Staat gemeinsam zu gestalten. Politische Kultur wird somit 
als Faktor für den wirtschaftlichen Fortschritt und die politische Entwicklung eines Lan-
des gesehen.
Die Konzeption läßt allerdings auch Bedenken aufkommen. Zum einen stellt sie zu 
sehr die Frage nach der Stabilität, also dem Status quo eines Staates in den Vordergrund 
und zum anderen neigt sie dazu, den Kulturbegriff auf eine nationale Sichtweise zu 
verengen.
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